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Guten Tag,
liebe Leserin
und lieber
Leser.

Wie so oft, steht dieses 
erste Pöggsken im Jahr zu 
einem großen Teil im Zei-
chen der Haushaltsaufstel-
lung. Für Sie aber ist vor 
allem wichtig, was in Telgte 
wirklich passiert, weshalb 
solch „technische“ Themen 
nicht sofort im Vorder-
grund stehen. Letztendlich 
bestimmt der Haushalt 
aber genau diese Agenda 
und beschäftigt die Politik 
entsprechend. Wir wollen 
Ihnen einige dieser Themen 
noch einmal nahe bringen.

Einen Wechsel hat es in 
diesem Zusammenhang bei 
der Bedeutung des Wor-
tes „konservativ“ gegeben. 
Im Parteienspektrum mit 
dem „bürgerlichen“ Lager 
verbunden, bezeichnet es 
in finanzpolitischen Fra-
gen eher einen vorsichtigen 
Umgang mit Zahlen auf 
der sicheren Seite. Genau 
das haben „die Anderen“ in 
diesem Jahr aber verweigert 
und den Haushalt schön 
gerechnet, wo es nur ging. 
Also sind jetzt die Grünen 
mal die Konservativen, ob 
es uns gefällt oder nicht. 
Verkehrte Welt!

Richtig ist aber, dass 
Ostern vor der Tür steht, 
und Ferien gibt’s dazu. 
Wir wünschen Ihnen also 
schöne, entspannte und 
konservative Ostertage, mit 
Eiern und so, und natürlich 
viel Spaß mit dem neuen 
Pögsken.

Ihre Pöggskenredaktion

Haushalt 2015
Solide ist anders

Der geplante Satelliten-
standort der Feuerwehr an 
der Einenerstraße ist in die 
Kritik geraten und steht auf 
der Kippe. 

Einst im Rat mit den Stim-
men aller Fraktionen be-
schlossen, scheren CDU und 
FDP aus und wollen die etwa 

127.000 Euro, die schon an 
Planungs- und ersten Bau-
vorbereitungskosten inves-
tiert wurden, endgültig in den 
Sand setzten und den Bau-
antrag zurückziehen. Aber 
ist das sinnvoll oder totaler 
Blindflug? 

Es war von Anfang an offen-

sichtlich, dass auch gegen den 
Nordstandort der Feuerwehr 
Klagen vor dem Verwaltungs-
gericht eingereicht werden. 
Die Verwaltung und das be-
auftragte Rechtsanwaltsbüro 
sehen die Erfolgsaussichten 
dieser Klagen jedoch zu Recht 

Satellitenwache Nord
Standortsuche im Blindflug

Fortsetzung auf Seite 2
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Veranstaltungsreihe

Grün trifft
Mittwoch 20.05.2015
Grün trifft Israel: 
Luca Kante - Mein Jahr in 
Israel

Mittwoch 19.08.2015
Grün trifft - Emsauen:
Rundgang mit Erläuterun-
gen zu den aktuellen Re-
naturierungsmaßnahmen.

++ Grüner Ortsverband diskutiert in Westbevern : Seite 13  ++ Kinderbe-
treuung  2015 in Westbevern: Seite 3 ++  Grüne besuchen DITIB: Seite 5  
++  ZIB erhält ersten Preis: Seite 8  ++  Haushaltsrede 2015 : Seite 9  ++ 

Grundschule in Westbevern, 
zwei neue Kitagruppen in 
Vadrup – die wichtigen Pro-
jekte 2015 sind im Haushalt 
abgebildet und dennoch 
stimmen die Grünen und der 
grüne Bürgermeister nicht 
zu. Ein Novum in Telgte.

Fast zehn Stunden, von 
Neun Uhr morgens,  bis 
abends um halb sieben, dau-

erte die Sitzung des Finanz-
ausschusses, in der es über 
Höcksken  und Stöcksken 
ging, in der über Beträge von 
mehreren 100.000 Euro und 
manchmal auch über 500 
Euro diskutiert und gerungen 
wurde, und an deren Ende 
das stand, was sich in der 
Ratssitzung drei Wochen spä-
ter bestätigte: Ein Haushalt, 

dem weder der Bürgermeis-
ter, noch die grüne Fraktion 
zustimmen konnte. 

Der Grund dafür lag nicht 
in den Planungen für das 
kommende Jahr, die sich im 
Haushalt abbilden, sondern 
in der äußerst fragwürdigen 
Finanzierung. Ausgerechnet 
die sogenannten „bürgerli-
chen“ Parteien, unterstützt 

von der SPD, rechneten sich 
das Zahlenwerk einfach 
schön, um eine solide Finan-
zierung über eine moderate 
Anhebung der Grundsteuern 
zu vermeiden.

 Trauriger Höhepunkt war 
dabei der Beschluss, zwei 
Drittel der Kosten für die 
Einrichtung zweier neuer Ki-
ta-Gruppenräume als Inves-
tition zu werten, während der 
selbe Wirtschaftprüfer, der 
den Jahresabschluss prüfen 
wird, 10 Minuten vorher per-
sönlich im Ausschuss emp-
fohlen hatte, nur ein Drittel 
als Investition zu rechnen. 
Eyes wide shut! 

Ebensogut könnte man die 
Tankanzeigen der städtischen 
Fahrzeuge mit Bildchen über-
kleben, die immer einen vol-
len Tank zeigen. 

Immerhin hat die grüne 
Fraktion für diesen denkwür-
digen Beschluss eine nament-
liche Abstimmung beantragt, 
so dass es später keine Ausre-
den geben wird. 

Wir reden hier aber nicht 
mal annähernd über einen 
Haushaltsausgleich, sondern 
über die Grenze zur Haus-
haltssicherung, über die Ge-
nehmigungsfähigkeit des 
Haushalts durch den Kreis. 
Der Haushalt der Stadt hat 
eine festgelegte Mechanik, 
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Satellitenwache Nord
Standortsuche im Blindflug

als aussichtslos an. Es wur-
den anfängliche Schwächen 
bei Lärmschutz und Wege-
führung planerisch aus dem 
Weg geräumt und ein Bau-
antrag beim Kreis Warendorf 
als Baugenehmigungsbehör-
de gestellt. 

Die Entscheidung über 
den Bauantrag steht mittler-
weile kurz bevor. Dennoch 
möchten CDU und FDP den 
Bauantrag zurückziehen und 
den Standort an der Einener-
straße nicht weiter verfolgen. 
Vielmehr solle der Altstand-
ort an der Ritterstraße, „nach 
baldiger Fertigstellung des 
neuen Feuerwehrgerätehau-
ses im Süden der Stadt die 
Funktion als Standort nörd-
lich der Bahnlinie in notwen-
digem Umfang auf absehbare 

Zeit hin erfüllen können“ . 
Hierbei verkennen CDU 

und FDP jedoch, dass der 
Altstandort definitiv ab-
gängig ist. Dieser Standort 
mag zwar noch einige weni-
ge Jahre nutzbar sein, doch 
dann muss entweder an der 
Ritterstraße viel Geld in die 

Hand genommen werden, 
um das Gebäude zu sanieren, 
oder eben der Standort an 
der Einenerstraße realisiert 
werden. 

An der Ritterstraße stellt 
sich auch die Problematik, 
dass, sobald größere Umbau-
ten vorgenommen werden 
eine Baugenehmigung erfor-
derlich ist. Ob diese erteilt 
werden kann, ist rechtlich 
deutlich zweifelhafter als an 
der Einenerstraße. 

Finanziell werden die 
Kosten sehr wahrscheinlich 
in einem ähnlichen Rah-
men liegen. Jedoch sieht der 
Brandschutzbedarfsplan, 
der der im September 2012 
fortgeschrieben wurde, aus 
fachlicher Sicht den Stand-
ort an der Einenerstraße als 
deutlich besser an. Hierbei 

geht es um Dinge wie die 
Zeit, die die KameradInnen 
benötigen, um zur Garage zu 
kommen, den Wohnort der 
KameradInnen und den Vor-
teil, möglichst schnell an der 
Umgehungsstraße zu sein. 

Außerdem bietet sich für 
diverse Brandwachen bei 
Veranstaltungen auf der 
Planwiese ein Standort in 
unmittelbarer Nähe geradezu 
an. 

Auch die Nachnutzung 
des abgängigen Gebäudes 
an der Ritterstraße wird von 
CDU und FDP aufs Spiel ge-
setzt. Das Grundstück bie-

tet für den Altstadtbereich 
großes Potential. Hier kann 
Wohnraum und Dienstleis-
tungsfläche entstehen. Die 
Entwick lungsmöglichkei-
ten an diesem Standort sind 
vielfältig und sollten unserer 
Ansicht nach auch genutzt 
werden. 

Wir stehen zu unserer Ver-
antwortung den ehrenamt-
lichen KameradInnen der 
Feuerwehr gegenüber und 
wollen die Wehr so unter-
stützen, wie es aus fachlicher 
Sicht erforderlich ist. Mit 
dem Satellitenstandort an der 
Einenerstraße.

m.h.

 Die Stadt Telgte ist bzw. war 
Gesellschafterin der RELI-
GIO GmbH. Die Beteiligung 
der Stadt, die unter anderem 
auch die Defizitübernahme 
des Museums beinhaltet, 
wurde im vergangenen Jahr 
an die Städtischen Wirt-
schaftsbetriebe Telgte GmbH 
übertragen. 

Die Wirtschaftsbetriebe 
erwirtschafteten, hauptsäch-
lich durch die Anteile an den 
Stadtwerken ETO,  jedes Jahr 

einen Überschuss von etwa 
300.000 Euro die für den 
städtischen Haushalt aber nur 
nutzbar waren, wenn diese 
mit 26 Prozent Kapitaler-
tragssteuer versteuert worden 
wären. 

Dadurch, dass die Wirt-
schaftsbetriebe nun die Be-
teiligung übernommen ha-
ben sind diese auch für die 

Verlustübernahme verant-
wortlich. Der städtische An-
teil beträgt hier jährlich etwa 
130.000 Euro. 

Die Stadt Telgte kommt je-
doch noch für die Personal-
kosten für die Finanzbuch-
haltungskosten auf. Diese 
summieren sich immerhin 
auf 15.000 Euro jedes Jahr. 

Unsere Idee, dass die Stadt 
den Wirtschaftsbetrieben hie-
rüber eine Rechnung stellt, 
um die Kapitalertragssteuer 

zu vermeiden und den städ-
tischen Haushalt verlustfrei 
um 15.000 Euro zu entlasten,  
scheint jedoch aus rechtlichen 
Gründen nicht ganz einfach 
und muss daher noch geprüft 
werden. Wir würden uns 
freuen, wenn es klappt, und 
bleiben selbstverständlich am 
Ball.

m.h.

Religio - Beteiligung in Städtische Wirtschaftsbetriebe aufgenommen

in der das Eigenkapital der 
Stadt, bestehend aus dem Ei-
gentum, in erster Linie also 
Gebäuden und Straßen, jedes 
Jahr durch Abschreibungen 
absinkt. Dem kann nur durch 
Investitionen oder durch Auf-
stapeln entsprechenden Gel-
des begegnet werden. Investi-
tionen führen aber wieder zu 
höheren Abschreibungen in 
den Folgejahren. Zweifellos 
ein Dilemma, was aber auch 
so gewollt ist, um die Städte zu 
Investitionen und damit zum 
Erhalt ihrer Infrastruktur zu 
zwingen. Dem muss die Poli-
tik sich stelle.

 Was nicht geht, ist dem 
Bürgermeister einerseits zu 
viele Investitionen und im 
gleichen Atemzug das Absin-
ken des Eigenkapitals vorzu-
werfen. Schon gar nicht, wenn 
eine solide Finanzierung kon-
sequent verhindert wird. Hier 
wurde entweder nach dem 
Prinzip „Hoffnung“ beschlos-
sen oder mit Absicht der Sa-
men für spätere Schwierig-
keiten gesäht, um diese dann 
dem Bürgermeister wieder auf 
das Butterbrot schmieren zu 
können. Beidem konnten die 
Grünen nicht ihre Zustim-
mung geben.

g.k.
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Haushalt 2015
Solide ist anders

Ein Geschenk des Himmels!

Investieren Sie mit uns 
erfolgreich in dei Sonne

(Ihre Partnerin, die Ökologie 
mit Ökonomie verbindet.)

Sprechen mit uns - 
kostenlose Beratung vor Ort.

Heinz Rickhoff
Königstr. 7  48291 Telgte

Tel. 0 25 04 / 17 09
Fax  0 25 04 / 72 82 6
www.heinz-rickhoff.de

Mail: info@heinz-rickhoff.de

RELíGIO

Kontaktadressen

Ortsverband:
Marian Husmann
Münsterstraße 5
48291 Telgte
Tel: 9335136

Ratsfraktion:
Sabine Grohnert
Hasenkamp 45
48291 Telgte
Tel. 7 70 96
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Mitte Februar schlugen die 
Wellen in der örtlichen Pres-
se hoch: Kurz vor den Haus-
haltsberatungen stellte sich 
heraus, dass insbesondere in 
Westbevern die zur Verfü-
gung stehenden Betreuungs-
plätze in den Kindergärten 
zum kommenden Kinder-
gartenjahr nicht ausreichen 
werden. Als Lösung wurde 
von Stadt und Kreisjugend-
amt vorgeschlagen, sehr 
schnell Plätze für das kom-
mende Kindergartenjahr 
2015/16 in der Grundschule 
in Vadrup zu schaffen. Hier 
stehen prinzipiell Räumlich-
keiten zur Verfügung, da 
nach den Sommerferien bei-
de Grundschul-Standorte in 
Westbevern im Dorf zusam-
men geführt werden.

Die für den Umbau erfor-
derlichen Mittel in Höhe von 
über 300.000 Euro führten 
zusammen mit der Kurzfris-
tigkeit dieses Vorhabens im 
politischen Raum zu Aufre-
gung, ebenso beim Westbe-
verner Krink, der der Ver-
waltung eine Fehlplanung 
unterstellte und in diesem 
Zusammenhang die Schlie-
ßung des Schulstandorts in 
Westbevern vermutete.

Aus unserer Sicht sind zur 
Klärung dieser (unberech-
tigten) Vorwürfe zunächst 
einmal Informationen über 
das Verfahren wichtig: Kreis 
und Stadt haben nach dem 
Abgleich der – auch doppel-
ten - Anmeldungen zum Kin-
dergartenjahr 2015/16 einen 
deutlich höheren Bedarf an 
Betreuungsplätzen als in den 
letzten Jahren in ganz Telgte 
festgestellt und schnellstmög-
lichst darauf reagiert. Dies 
war nicht eher als Anfang 

Februar möglich. Es wurde 
dann kurzfristig nach einer 
Lösung gesucht und zwar un-
ter Berücksichtigung zur Ver-
fügung stehender städtischer 
Gebäude. Dass diese Entwick-
lung nicht schon „seit Jahren“ 

absehbar war, zeigt folgendes: 
Die Kinderzahl in Telgte ist 
in den letzten Jahren nach 
deutlichen Rückgängen seit 
2010 wieder leicht angestiegen 
durch Zuzüge und Geburten. 
Das allein ist aber nicht der 
Grund für den Bedarf an zwei 
neuen Gruppen in Westbe-
vern. 

Denn mit dem Inkrafttre-
ten des Rechtsanspruchs auf 
einen Kita-Platz für Kinder ab 
dem ersten Lebensjahr ist seit 
Herbst 2013 eine neue Situati-
on entstanden, bei der im Vor-
feld nicht abschätzbar war, wie 
viele Eltern von Kleinkindern 
diese Plätze nutzen wollen. 
Mit diesem Rechtsanspruch 
und dem Wissen darum, dass 
das Elterngeld nach max. 
14 Monaten ausläuft, wurde 
bundesweit mit einer Versor-
gungsquote von 35 Prozent 
geplant. In den zwei Jahren, in 
denen nun die Anmeldungen 

mit dieser Voraussetzung vor-
liegen, stellt sich der Bedarf in 
Telgte (und fast überall) aber 
ganz anders dar: Die Nach-
frage ist höher und steigt re-
gelmäßig an - in Westbevern 
für das kommende Kinder-

gartenjahr auf 97 Prozent (!) 
bei den Zweijährigen und für 
die gesamte Altersgruppe der 
Unterdreijährigen auf knapp 
50 Prozent. Damit hat sich der 
Bedarf in Westbevern für die 
Kinder ab zwei Jahren in den 
letzten beiden Jahren verdop-
pelt und zum kommenden 
Kindergartenjahr erstma-
lig auch die Bedarfsquote in 
Telgte Stadt überholt. Das war 
sicher nicht zu erwarten.

Es werden also insgesamt 
fast zwei ganze Jahrgän-
ge mehr betreut als früher: 
nämlich die 1-5-Jährigen, 
nicht mehr nur die 3-5Jähri-
gen. Nebenbei: Hier liegt der 
Unterschied zu den Grund-
schulplätzen in Westbevern, 
bei denen es zwar jährlich 
schwankende Kinderzahlen 
geben wird, aber nach wie vor 
ja nur vier Jahrgänge unter-
richtet werden.

Um die erforderlichen Plät-
ze in den Kitas zu schaffen, 
werden die Gruppengrößen 
umstrukturiert, da Gruppen 
mit Kleinkindern kleiner 
sein müssen. In Gruppen mit 
unter dreijährigen Kindern 

werden je nach Altersstruktur 
nur 10 bzw. 20 aufgenommen. 
Bei den über dreijährigen sind 
es nach wie vor 25 Kinder in 
einer Gruppe. Somit sinkt bei 
den bestehenden Gruppen die 
Anzahl der Kinder, die be-
treut werden können, es müs-
sen also zusätzlich auch neue 
Gruppen entstehen. Das ist 
in den letzten Jahren in allen 
Kindergärten in Telgte mit 
großem Einsatz aller Träger 
bereits geschehen. Auch in der 
Kernstadt Telgte ist ab 2016 
damit zu rechnen, dass trotz 
einer neuen Einrichtung wei-
tere Gruppen fehlen werden. 
Diese Situation ist also keine 
bisher planbare und besonde-
re Entwicklung in Westbevern 
gewesen! 

Damit ist auch klar, dass 
die Kinder, die 2015 oder 2016 
einen Kindergarten besuchen 
wollen, nicht schon „seit Jah-
ren auf der Welt“ sind, sondern 

meistens in den letzten Mona-
ten erst geboren worden sind 
oder noch geboren werden. Es 
macht viel Sinn, jetzt schnell 
etwas dafür zu tun, damit die 
erforderlichen Plätze auch zur 
Verfügung stehen - der Ärger 
bei (berufstätigen) Eltern, wo 
dies nicht klappt, ist nachvoll-
ziehbar. Hier sollte man von 
einem gemeinsamen Interesse 
der Dorfgemeinschaft für die-
ses Ziel ausgehen. Selbstver-
ständlich müssen dafür Räu-
me und Ressourcen in den 
Blick genommen werden, die 
es schon gibt. 

Was auch wichtig ist: Für 
die Bedarfsplanung und Si-
cherstellung von Kindergar-
tenplätzen ist einzig und allein 
das Jugendamt des Kreises 
zuständig und auch letztlich 
verantwortlich. Gegenüber 
dem Kreisjugendamt machen 
die Eltern dann ihren Betreu-
ungsanspruch geltend. Die 
grüne Fraktion unterstützt 
ausdrücklich das Engagement 
von Kreis und Stadt, dass 
schnell im Sinne der Famili-
en auf diese Situation reagiert 
wird. 

Damit wurden letztlich 
nicht nur für die Erweiterung 
der Grundschule, sondern 
auch für die Kinderbetreuung 
erhebliche finanzielle Mittel 
im Haushalt 2015 für West-
bevern eingeplant. Diese zu 
stemmen, das fällt bei der der-
zeitigen Haushaltslage Politik 
und Verwaltung nicht leicht. 
Aus allen diesen Gründen der 
Verwaltung eine Fehlplanung 
oder böses Kalkül bezogen 
auf den Grundschulstandort 
zu unterstellen, ist nicht nach-
vollziehbar.

k.m.

Weder Babyboom noch Fehlplanung
Erklärungen zur Kinderbetreuung 2015 - Westbevern

Als ständiges Thema kreiselt 
bereits seit fast einem Jahr, 
seitdem das Planungsbüro 
die Grobplanung für den 
Umbau des Schulzentrums, 
mitsamt Kostenschätzung 
vorgestellt hat, die Finanzie-
rung des Umbaus quasi un-
ter der Decke des Ratssaals. 
Kreiseln deshalb, weil sich 

bisher noch keine Fraktion 
konkret dazu geäußert hat, 
welchen Kostenrahmen sie 
denn mittragen würde, die 
absehbare Auseinanderset-
zung an geeigneten Stellen 
aber schon anklingt. 

Die grüne Fraktion hat be-
antragt zu prüfen, wie sich 
eine Umsetzung innerhalb 

von drei Jahren statt der bis-
her geplanten fünf Jahre fi-
nanziell auswirken würde. 

Hintergrund des Antra-
ges sind die aktuell extrem 
niedrigen Zinsen, bei denen 
Kommunen derzeit auch mit-
tel- und langfristige Kredite 
zu ca. einem Prozent Zinsen 
aufnehmen können. 

Niedrige Zinsen bedeuten 
in diesem Fall, dass durch 
die kleinere jährliche Belas-
tung Investitionsmittel für 
andere Baumaßnahmen an 
Schulen zur Verfügung blei-
ben. Sie bieten zudem aber 
auch die Chance für höhere 
Tilgungen, so dass der Kre-
dit schneller abgetragen ist. 

Die Schule wird eben einfach 
billiger. 

Der Antrag wurde nicht 
abgestimmt, der Vorschlag 
soll aber in die weiteren 
Überlegungen einfließen und 
in den konkreten Planungen 
diskutiert werden.

g.k.

Niedrigzinsen nutzen
Sekundarschule sollte schneller ausgebaut werden

Foto: k.m.
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Am Samstag, den 18. April 
veranstaltet der gemeinnüt-
zige Reiseveranstalter Ur-
laub & Pflege e.V. anlässlich 
seines 15jährigen Bestehens 
eine Informationsbörse zum 
Thema barrierefreies Reisen 
auf dem Telgter Marktplatz.

Barrierefreies Reisen be-
deutet, dass die Reisen für 
Menschen mit einer Behinde-
rung geeignet sind und diese 
in gleicher Weise an allen 
Aktivitäten und Ausflügen 
teilnehmen können.

Dies bezieht sich nicht nur 
auf die Beherbergungsbetrie-
be sondern gleichermaßen 
auf mögliche Ausflugsziele,  
Wege und Fahrzeuge.

Unbedingte Voraussetzung 
für die Gestaltung barriere-
freier Angebote sind das Wis-
sen um die Notwendigkeit, 
Verständnis für die verschie-
denen Bedarfe (ein blinder 
Mensch braucht andere Hil-
fen als z.B. eine Rollstuhlfah-
rerin) und die Bereitschaft, 
das eigene Angebot entspre-

chend zu gestalten.
Mit seiner Veranstaltung 

möchte Urlaub & Pflege auf 
der einen Seite ein breites In-
formationsangebot für Men-
schen mit Behinderungen 
bieten. Verschiedene Reise-
anbieter werden ihre Ange-
bote präsentieren. 

Sowohl Reisemöglichkei-
ten für Kinder und Jugend-
liche bis hin zu Seniorenrei-
sen werden zu finden sein. 
Mitglieder des Blinden- und 
Sehbehindertenvereins wer-
den über ihre Reiseerfahrun-
gen berichten und der Verein 
Zugvogel aus Münster wird 
umfangreiche Informationen 
über barrierefreie Urlaubsre-
gionen dabei haben. 

Auf der anderen Seite geht 

es bei der Veranstaltung auch 
darum, Menschen anzuspre-
chen, die in der Pflege und 
Betreuung von Menschen 
mit Behinderung tätig sind. 
Das sind natürlich Mitar-
beiterInnen von Pflegeein-
richtungen aber genauso die 
Verkäuferin, der Friseur, die 
Bankangestellte usw.. Auch 
hier stellt sich häufig die Fra-
ge, wie man Kunden mit ei-
ner Behinderung am besten 
unterstützen kann. 

Am 18. April können die 
BesucherInnen einen Alters-
simulationsanzug ausprobie-
ren, in einem Demenzpar-
cour eine Vorstellung davon 
entwickeln, wie es sich für 
Demenzkranke anfühlen 
könnte, wenn plötzlich ein-

fach erscheinende Dinge 
nicht mehr funktionieren, 
bei einem Rollstuhlparcour 
erfahren, auf welche Hinder-
nisse RollstuhlfahrerInnen 
stoßen oder mit Simulati-
onsbrillen ausprobieren, was 
Menschen mit unterschiedli-
chen Sehbehinderungen se-
hen können (dieses Angebot 
wird von Augenoptik Min-
dermann fachlich begleitet).

Nicht zuletzt soll die Ver-
anstaltungen allen Besuche-
rInnen Spaß machen: Die in-
tegrative Tanzgruppe Funky 
aus Münster wird auftreten, 
es gibt ein Rudelsingen, ver-
schiedene Angebote für Kin-
der sowie ein Fitnesstraining 
für die ganze Familie.

Susanne Hanowell

Urlaub & Pflege feiert Geburtstag
Veranstaltung auf dem Telgter Marktplatz

Innenverdichtung statt Flächenfraß 
Grundsatzbeschlüsse auf dem Prüfstand

In einem Bürgerantrag for-
dert ein Bewohner der Carl-
Zeiss-Straße, den Bebau-
ungsplan in der sogenannten 
„Bungalow-Siedlung“ so zu 
ändern, dass eine Dachhö-
he von maximal 3,50 Meter 
festgelegt wird. Hierdurch 
soll verhindert werden, be-
stehende Immobilien durch 
Staffelgeschosse zu erweitern 
bzw. durch solche mit Staf-
felgeschossen zu ersetzen. 

Diesem Antrag liegt der 
zunächst nachvollziehbare 
Wunsch zugrunde, den ein-

heitlichen Charakter der Sied-
lung zu erhalten. Problema-
tisch ist dabei, dass durch eine 
Festsetzung der Dachhöhe 
auf 3,50 Meter eine zukünftig 
gewünschte, zeitgemäße Be-
bauung dieser Grundstücke 
deutlich erschwert oder sogar 
verhindert wird. 

Somit steht dieser Antrag 
im Widerspruch zu einem 
früheren Beschluss des Rates, 
der Innenverdichtung Vor-
rang vor der Ausweisung neu-
er Baugebiete zu gewähren. 

Noch immer werden in 

Deutschland täglich 70 ha Flä-
che - das entspricht hundert 
Fußballfeldern - in Nutzfläche 
umgewandelt und gehen da-
mit der Natur beziehungswei-
se der Landwirtschaft unwie-
derbringlich verloren - und 
das bei einer abnehmenden 
Bevölkerung. Ein Grund für 
diesen Flächenverbrauch ist 
die Ausweisung immer neuer 
Bau- oder Gewerbegebiete mit 
vielfältigen negativen Konse-
quenzen. 

Neben den offensichtlichen 
ökologischen Folgen und dem 

Verlust landwirtschaftlicher 
Flächen, entstehen Folgekos-
ten durch die notwendige In-
frastruktur zur Erschließung 
der neuen Baugebiete. 

Neue Baugebiete senken 
zudem die Attraktivität be-
stehender Wohngebiete und 
damit den Wert der dortigen 
Immobilien - mit gravieren-
den Konsequenzen für die 
Altersversorgung der Eigen-
tümerInnen. 

Unter diesen Aspekt ist 
geradezu kontraproduktiv, 
für bestehende, ältere Wohn-

gebieten neue Auflagen zu 
beschließen. Derartige Auf-
lagen verhindern den zeitge-
mäßen Umbau bestehender 
Immobilien oder die Nutzung 
der häufig zentral gelegenen 
Grundstücke auch für einen 
den aktuellen Bedürfnissen 
entsprechenden, moderaten 
(Miet-)Wohnungsbau.

p.s.
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 Religion ist in der Wall-
fahrtsstadt Telgte in vielen 
Facetten sichtbar. Ein Mu-
seum informiert über reli-
giöse Kultur, die Kirchen 
der evangelischen und ka-
tholischen Gemeinden sind 
Teil des Stadtbildes, ebenso 
die Gedenksteine, die an die 
einstige jüdische Gemeinde 
erinnern. Mit den damals 
so genannten Gastarbei-
tern, kamen auch Muslime 
nach Telgte. Sie haben seit 
einigen Jahren eine Moschee 
in der Daimlerstraße. Nur 
ein unauffälliges Schild am 
Gebäude weist auf die Nut-
zung durch die türkisch-is-
lamische Gemeinde hin. Die 
Fraktion der Grünen wollte 
mehr über das Gemeindele-
ben dort erfahren und wurde 
freundlich empfangen.

An einem Samstagnach-
mittag im Februar sind wir 
dort verabredet. Für das Ge-
spräch werden wir zuerst in 
einen zur Straße gelegenen 
Raum geführt. Jugendliche 
unterhalten sich hier oder 
spielen. An einer Theke gibt 
es Getränke, und für unseren 
Besuch ist bereits ein langer 
Tisch vorbereitet. 

Der Imam Ibrahim Türkan  
und einige Gemeindevertreter 
begrüßen uns. Schnell kom-
men wir bei Cay, Lahmacun 
und Kuchen ins Gespräch. 
Es geht um den Raum, in 
dem wir sitzen. Ja, es ist ein 
Treffpunkt wird uns erklärt, 
der besonders an den Wo-
chenenden von den etwa 350 
Gemeindemitgliedern gut be-
sucht wird. 

Er dient unter anderem 
der Freizeitgestaltung, Fuß-
ball hat, wie sonst auch in 
Deutschland, einen nicht un-
erheblichen Anteil daran. Es 
werden gemeinsam Spiele im 
Fernsehen angeschaut. Aber 
auch eine eigene Mannschaft 
hat schon einige Siege gegen 
andere Moscheegemeinden 
der Umgebung errungen, wie 

die Pokale hinter der Theke 
zeigen.

“Aber Sozialarbeit gehört 
auch dazu“ sagt der Jugend-
vertreter der Gemeinde. Zum 
Beispiel, wenn es Probleme 
mit der Ausbildung oder in 
der Schule gibt. Gerade in die 
Schulen hier in Telgte gebe es 
gute Kontakte, die bei Prob-
lemen recht hilfreich wären. 
Aber auch Unterstützung für 
ältere oder kranke Menschen, 
die sich an die Gemeinde wen-
den, werde hier organisiert, 
erklärt der zweite Vorsitzende  
Ali Demiröz. 

Wichtig sei der Treffpunkt,  
dem auch eine Küche im Ne-
benraum angeschlossen ist, 
an Feiertagen, fügt er an. Be-
sonders im Ramadan treffen 
sich hier Gemeindemitglieder 
zum Fastenbrechen.

Die Wichtigkeit von Bil-
dung und Sprachkenntnissen 
wird von den Gemeindemit-
gliedern immer wieder be-
tont. Orhan Tufan führt das 
Beispiel von Eltern an, die 
selbst nur gebrochen deutsch 
sprechen und die gerade des-
halb den Kindergartenbesuch 
und den damit verbundenen 
Spracherwerb ihrs Kindes 
besonders hohen Wert bei-
messen. Es geht um die Chan-
cen und Schwierigkeiten der 
Zweisprachigkeit sowie um 

die sehr unterschiedlichen 
persönlichen Geschichten von 
Menschen mit Migrationshin-
tergrund, die den Zugang zur 
deutschen Sprache erleichtern 
oder erschweren können. 

Katja Müller, unsere Vor-
sitzende des Ausschuss für 
Jugend, Sport, Senioren und 
Soziales, schlägt einen Besuch 
des Ausschusses vor sowie die 
Teilnahme an den Sitzungen 
des Runden Tisches - „Beteili-
gung von jungen Menschen“.

Von der lokalen Politik 
kommen wir zur Weltpolitik 
und die terroristischen An-

schläge im Namen des Islam. 
Wie schon auf der Diskussi-
onsveranstaltung zu „Charlie 
Hebdo“ bekräftigt der Imam, 
dass Terrorismus in keiner 
Weise mit seinem Verständ-

nis von Religion vereinbar sei. 
Auch die Gemeindevertreter 
betonen ihre Verurteilung des 
islamischen Terrors. Und wir 
sprechen darüber, wie wichtig 
es ist, die Jugendlichen gegen 
islamistische Propaganda zu 
schützen und zu stärken.

Die Gruppe verlässt den 
Treffpunkt und gelangt über 
den rückwärtigen Eingang in 

den Gebetsraum. Wir erfah-
ren, dass dieser bald erweitert 
werden soll. Dann erläutert 
der Imam, wie Gebete dort 
abgehalten werden und wie 
der Raum dazu genutzt wird. 
Beeindruckend lässt er den 
Gebetsruf erklingen. Vorher 
wurde uns bereits erklärt, 
dass hier auch die religiösen 
Unterweisungen für Kinder 
und Jugendliche in türkischer 
Sprache stattfinden.

Die Fraktion der Grünen 
hat sich sehr über die offene 
Gesprächsatmosphäre gefreut 
und möchte die Anknüp-
fungspunkte für eine weitere 
Vernetzung in die lokale Po-
litik nutzen.

 
b.s.

Grüne Fraktion besucht den türkisch-islamischen Kulturverein - DITIB

Im Gebetsraum: (von links) Katja Müller, Sabine Grohnert, Sezayi Kaplan (Erster Vorsitzender), Ibrahim Türkan (Imam), Joa-
chim Thiel, Gerd Klünder, Andreas Fiege, Ursula Mindermann, Orhan Tufan, Ali Demiröz (Zweiter Vorsitzender) 

Die Daimlerstraße in 
Telgte ist vielen Muslimen 
im weiterem Umkreis be-
kannt. Grund dafür ist 
der seit 2012 im Gebäude 
befindliche Leichensaal, 
Er dient zur Vorbereitung 
eines islamischen Begräb-
nisses oder einer Überfüh-
rung. Verabschiedungs-
stätten wie diese gibt es in 
Nordrhein-Westfalen nur 
in Köln und Telgte.
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Ermäßigung der Geschwisterbeiträge für OGS und Kita
Antrag abgelehnt

Wenn von einer Familie 
mehr als ein Kind im Kin-
dergarten betreut wird, 
zahlt man in Telgte für das 
zweite Kind nur dreißig Pro-
zent der eigentlichen Kita-
Beiträge und weitere Kinder 
sind beitragsfrei. Ähnlich 
verhält es sich bei den Offe-
nen Ganztagsschulen (OGS) 
in Telgte. Hier reduziert sich 

der Geschwisterbeitrag um 
die Hälfte.

Doch wie sieht es aus, 
wenn eine Familie ein Kind 
in der Kita und ein Kind in 
der OGS hat? Dann muss für 
beide Kinder jeweils der volle 
Beitrag gezahlt werden. Dies 
ist darauf zurück zu führen, 
dass die Kitas über das Kreis-
jugendamt in Warendorf 

abgerechnet werden und die 
Offenen Ganztagsschulen im 
Aufgabenbereich der Kom-
mune liegen.

Mit dem Antrag der Grü-
nen zur Gebührenermäßi-
gung für betroffene Familien, 
die Kinder sowohl in der OGS 
als auch in einer Kinderta-
gesstätte haben, sollte genau 
dieser Missstand behoben 

werden. 
Zunächst sollten für die un-

teren drei Einkommensgrup-
pen die Beitragsregelungen 
sozial verträglicher gestaltet 
und somit Familien entlastet 
werden. Unser Vorschlag war, 
in Anlehnung an die Regelun-
gen der OGS fünfzig Prozent 
Geschwisterermäßigung zu 
gewähren.

Leider ließ sich im Finanz-
ausschuss für diesen Antrag 
keine Mehrheit finden - wir 
werden das Thema aber weiter 
verfolgen und hoffen auf mehr 
Einsicht der anderen Fraktio-
nen im nächsten Haushalt. 

v.g.  und b.sp.

Die Grüne Fraktion stellte 
für den Haushalt 2015 den 
Antrag, eine repräsentative 
Bürgerbefragung in Telgte 
durchzuführen und dazu ei-
nen Zuschuss von 2000 Euro 
bereitzustellen. 
Hintergrund für dieses Vor-
gehen ist, dass sich bisher 
die positiven Aktivitäten der 
Bürgerbeteiligung in der Re-
gel auf konkrete Maßnah-
men, Planungsvorhaben oder 
bestimmte Themen bezogen 

(z.B. zum Integrierten Ein-
zelhandelskonzept, die Ände-
rung von Flächennutzungs-
plänen, die Spielleitplanung 
in Telgte Süd-Ost etc.). 
Hier meldeten sich in der 
Regel meist direkt betroffene 
Bürgerinnen und Bürger zu 
Wort, Interessensvertrete-
rInnen oder Menschen, die 
sich von dieser Form der Ver-
sammlungen und Vorträgen 
ansprechen lassen. Aber eine 
breitere Beteiligung scheint 

mit solchen Veranstaltungs-
formen nicht immer möglich 
zu sein. 
Mit der geplanten Maßnah-
me sollte eine repräsentative 
Befragung in Telgte umge-
setzt werden, die nach einem 
Zufallsprinzip Bürgerinnen 
und Bürger nach ihrer Zu-
friedenheit mit Telgte als Le-
bensort befragt. Dabei sollten 
Aspekte der Freizeit, Bildung, 
Infrastruktur und Versor-
gung berücksichtigt werden. 

So könnten positive Aspek-
te und Probleme erkennbar 
werden, die dann auch Hin-
weise für zukünftige politi-
sche Entscheidungen geben 
würden. Um diese Befragung 
und Auswertung mit dem 
vorhandenen Budget professi-
onell zu ermöglichen, war der 
Vorschlag der Grünen Frak-
tion, den Kontakt mit einer 
Hochschule in Münster (Uni-
versität oder Fachhochschule) 
aufzunehmen, die ggf. mit 

Studierenden für eine Umset-
zung sorgen könnte. 
Ergebnis der Beratungen im 
Finanzausschuss: Abgelehnt! 
Damit ist unser Vorschlag 
für eine sehr offene und the-
menunabhängige sowie brei-
te BürgerInnenbeteiligung 
mehrheitlich nicht gewollt.
  

k.m. 

Bürgerbeteiligung abgeschmettert
Antrag der Grünen findet keine Mehrheit

 Mit einem Antrag zur Erhö-
hung des Zuschusses für den 
Stadtjugendring wollte die 
Grüne Fraktion insbeson-
dere die Unterstützung der 
ehrenamtlich geleiteten Fe-
rienlager unterstützen. 

Im Entwurf der Verwal-
tung war der Zuschuss für 
den Stadtjugendring um 1500  
Euro im Vergleich zum Vor-

jahr reduziert worden. Somit 
stellten wir den Antrag zur 
Aufstockung des Zuschus-
ses für den Stadtjugendring 
auf 5.500 Euro. Schon die 
bisherigen Mittel reichten in 
2014 nicht aus, um die Be-
zuschussung der Ferienlager 
mit 0,70 Euro pro Tag und 
TeilnehmerIn, wie die Poli-
tik 2014 beschlossen hatte, 

zu gewährleisten.
Mit dem Zuschuss von 

5.500 Euro sollte nun ein 
konstanter Sockelbetrag von 
3500 Euro für das laufende 
Geschäft, Fortbildungen, För-
derung der Ehrenamtlichen 
von Mitgliedsverbänden und 
des Stadtjugendrings selbst 
etc. zur Verfügung stehen. 
Die restlichen 2000 Euro soll-

ten ausschließlich für den Zu-
schuss der TeilnehmerInnen 
der Ferienlager verwendet 
werden. So ist eine Planungs-
sicherheit für die Ferienlager 
vor Beginn der Maßnahme 
gegeben. Wird die Summe für 
die Ferienlager nicht vollstän-
dig abgerufen, verbleibt sie im 
Haushalt der Stadt. 

Ergebnis der Beratungen 

im Finanzausschuss: Unser 
Antrag wurde angenommen, 
damit ist diese Planungssi-
cherheit für die Jugendver-
bände gegeben – sofern die 
Anzahl der TeilnehmerInnen 
nicht über diesen Betrag hin-
ausgeht. 

k.m.

Höherer Zuschuss für Stadtjugendring
Grüner Antrag sichert Zuschüsse zu Jugendfreizeiten

Mehr Power für das Bauamt
Antrag vertagt
Was passiert in einem Bau-
amt? Gut bezahlte Herren in 
farbigen Jackets und Leder-
sesseln empfangen gnädig 
Bürger, um nach Laune zu 
befinden? Wohl eher nicht. 

Bauanträge werden vom 
Kreis beschieden und die 
Beteiligung der Stadt an den 
Verfahren macht nur einen 
kleinen Teil der Arbeit aus. 
Der wesentliche Teil liegt in 
der Bauleitplanung, also in 

der Aufstellung von Flächen-
nutzungs- und Bebauungs-
plänen, sowie in der Durch-
führung der städtischen 
Bauprojekte.

 Neubau Feuerwache, An-
bau Christophorusschule, 
Umbau der Klassenräume für 
die Sekundarschule, Maßnah-
men in der Innenstadt, Um-
bau im Orkotten, Schließung 
der Bahnübergänge - das al-
les sind Projekte, die geplant 

und begleitet werden müssen 
und die das Bauamt, in Telgte 
der Fachbereich 6, nicht nur 
aus, sondern zum Teil schon 
überlasten. Andere geplante 
Projekte, wie die Sanierung 
der Toilettenanlage in der 
Marienschule, werden schon 
verschoben, weil der Fachbe-
reich die nötigen Kapazitäten 
einfach nicht mehr hat. 

Die Fraktion der Grünen 
hat deshalb bei den Haushalts-

beratungen eine Aufstockung 
des Stellenplans um eine halbe 
Architektenstelle beantragt. 
Geplante und durchfinan-
zierte Projekte dürfen nicht 
aufgeschoben werden, weil 
die Planung nicht geleistet 
werden kann. Solche Engstel-
len müssen beseitigt werden. 

Aber auch eine Aufsto-
ckung um eine halbe Stelle 
hätte, bei Einstellung um die 
Jahresmitte, den Haushalt 

um ca. 17.000 Euro belastet 
und fiel deshalb dem Rotstift 
der anderen Fraktionen zum 
Opfer. Immerhin wurde die 
Dringlichkeit erkannt und 
beschlossen, im Laufe des Jah-
res zu ermitteln, was für eine 
Stelle genau gebraucht wird, 
so dass die Aufstockung im 
nächsten Jahr erfolgen kann. 

g.k.
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Liebe Telgterinnen und Telgter,

Die Verwaltung hat im Haus-
haltsplan 5200 Euro für die 
Anschaffung eines neuen 
Servers, der für die Video-
überwachung notwendig ist, 
veranschlagt. Die Stadt nutzt 
Kameras um einige ihrer 
Gebäude vor Vandalismus 
zu schützen. Im konkreten 
bedeutet dies, dass an Don-
Bosco Schule, Marienschule, 
Schulzentrum und Haus der 
Musik außerhalb der Nut-
zungszeiten Kameras laufen 
und alles aufzeichnen, was 
sich bewegt. 

Wir Grüne haben schon 

in den vergangenen Jahren 
immer wieder beantragt, die 
Kameras abzuhängen. Wir 
haben den anderen Frakti-
onen mehrfach aufgezeigt, 
dass Videoüberwachung Van-
dalismus nicht verhindert, 
sondern lediglich in andere 
Bereiche verdrängt. Wir ha-
ben moniert, dass auch durch 
ausgeschaltete Kameras (die 
ja nicht als ausgeschaltet er-
kennbar sind) ein „Überwa-
chungsdruck“ entsteht. Wir 
haben dargelegt, dass sich 
dieser „Überwachungsdruck“, 
der übrigens vom Bundesge-

richtshof in einem Urteil von 
2009 anerkannt wurde, ne-
gativ auf den erzieherischen 
Auftrag der (Grund-) Schulen 
auswirkt. Und natürlich ha-
ben wir auch vor dem dras-
tischen Eingriff in die Bürge-
rInnenrechte gewarnt. 

Doch all das hat die anderen 
Fraktionen nicht interessiert. 
Eine inhaltliche Debatte zu 
diesem Thema hat im Finanz-
ausschuss nicht stattgefun-
den. Unser Antrag, die Mittel 
für den neuen Server zu strei-
chen, wurde abgelehnt. 

Trauriger ist eigentlich nur, 

dass zu den 5200 Euro noch 
weitere 1163,38 Euro als Ab-
schreibungen und weitere 
785,40 Euro an Wartungskos-
ten hinzukommen. Insgesamt 
gibt die Stadt also 7148,78 
Euro für die Videoüberwa-
chung aus. Das sind Tausend 
Euro mehr, als den anderen 
Fraktionen die Arbeit des 
Stadtjugendringes wert ist. 
Dieser könnte mit dem Geld 
immerhin 1250 Teilneh-
merInnen von einwöchigen 
Kinder- und Jugendfreizeiten 
mit dem Zuschuss von 70cent 
unterstützen. Oder die bishe-

rige Förderung für die etwa 
500 TeilnehmerInnen jedes 
Jahr auf mehr als 2,30 Euro 
pro Tag erhöhen. 

Das Geld hätte natürlich 
auch einfach gespart werden 
können, dass hätte dem oh-
nehin wackeligem Haushalt 
ein wenig mehr Sicherheit 
gegeben können und zwar 
diesmal echte Sicherheit und 
keine „Scheinsicherheit“. 

m.h.

Mehr Geld für Videoüberwachung als für Jugendarbeit 
Antrag auf Streichung des neuen Servers abgelehnt

unsere kleine Westfälische 
Stadt ist keine abgeschottete 
Insel in der Welt des Jahres 
2015. Die globale Situation ist 
leider vielfach geprägt durch 
Hunger, Gewalt und Kriege 
in anderen Teilen dieser Erde, 
geprägt durch Vertreibung 
und Flucht vieler Millionen 
Menschen. Nach Angaben 
der UN sind derzeit welt-
weit mehr Menschen auf der 
Flucht als nach dem Ende des 
Zweiten Weltkriegs. Das emp-
finde ich als beschämend.

Die zu uns nach Deutsch-
land kommenden Flüchtlinge 
und Asylsuchenden werden 
– um es ganz technisch aus-
zudrücken – den Städten und 
Gemeinden nach gewissen 
Verteilungsschlüsseln zuge-
wiesen. Die Stadt Telgte ist 
dann verantwortlich für die 
Unterbringung, den Lebens-
unterhalt und die Betreu-
ung dieser Personen. Dieser 
gesetzlichen Verpflichtung 
konnten wir in den zurücklie-

genden Jahren bei steigenden 
Flüchtlingszahlen nachkom-
men, indem die Stadt dezen-
tral im gesamten Stadtgebiet 
Wohnungen angemietet hat.

Aktuell erhalten rund 100 
Personen Leistungen nach 
dem Asylbewerberleistungs-
gesetz, darunter befinden sich 
Einzelpersonen und Familien 
mit Kindern oder auch Paare. 
Diese Menschen hier in Telg-
te aufzunehmen, sie willkom-
men zu heißen und ihnen ein 
erstes Zuhause nach Flucht 
und Vertreibung zu bieten, 
ist aus meiner Sicht nicht nur 
eine gesetzliche Pflicht. Es ist 
auch eine moralische Ver-
pflichtung angesichts unserer 
eigenen Lebensbedingungen 
in einer grundsätzlich „rei-
chen“ Gesellschaft.

Eine unerlässliche Arbeit 
mit den und für die Flücht-
linge leistet der Verein Zib 
Zusammen ist besser e.V., 
denn die hier ehrenamtlich 
Tätigen kümmern sich in 

vielfältiger – und wie ich fin-
de vorbildlicher – Weise um 
die Asylsuchenden, beglei-
ten sie in Alltagsfragen oder 
bei Behördengängen, bieten 
Sprachförderung und helfen, 
wo sie können. Dafür möchte 
ich hier einmal mehr Danke 
schön sagen.

Am 21. Januar haben Zib 
und die Stadt Telgte zusam-
men in einer gemeinsamen 
Veranstaltung weitere ehren-
amtliche Unterstützerinnen 
und Unterstützer für diese 
Arbeit mit Flüchtlingen in 
Telgte gewinnen können. Das 
ist ermutigend, bedarf aber 
zugleich jetzt auch einer gu-
ten Koordinierung. Wenn je-
der und jede ein kleines Stück 
Verantwortung übernimmt, 
kann daraus ein starkes und 
tragfähiges Netz für die zu 
uns gekommenen Menschen 
werden.

Ihr
wolfgang pieper

Wohnungsbau für Flüchtlinge 
Eigenregie statt Investorenmodell

Auf eine Gegenüberstellung 
der Kosten für den Bau von 
Wohnungen für Flüchlinge 
über ein Investorenmodell 
und in Eigenregie der Stadt 
zielte ein Prüfauftrag der 
Grünen Fraktion im Zuge 
der Haushaltsverhandlun-
gen. 

Hintergrund sind auch 
hier die niedrigen Zinsen für 
kommunale Kredite. Auch 
die Marge des/der Investo-
rIn ist nicht wegzureden. Die 
Verwaltung hat natürlich das 
Problem, den Neubau planen 
und begleiten zu müssen, was 
auch wieder für eine Aufsto-

ckung des Stellenplans im 
Baubereich spricht. 

Alle Fraktionen, außer der 
Grünen, haben den Antrag 
abgelehnt. Schade auch, wir 
hätten auch diese Informatio-
nen als Entscheidungsgrund-
lage gut gebrauchen können.

g.k.
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Telgter Jugend redet mit 
Auftakt am runden Tisch

Zusammen ist am Besten 
Akademie Ehrenamt vergibt ersten Preis an ZIB

Für Kinder und Jugendliche 
soll es mehr Beteiligungs-
möglichkeiten in Telgte 
geben. Das war auf Antrag 
der Grünen Fraktion der Be-
schluss im Frühjahr letzten 
Jahres im entsprechenden 
Ratsausschuss. 

Als erster Schritt in diese 
Richtung wurde die Verwal-
tung beauftragt, einen Run-
den Tisch für „Beteiligung 

von jungen Menschen in 
Telgte“ ins Leben zu rufen, 
bei dem das weitere Vorgehen 
gemeinsam beraten werden 
sollte. So wurden bereits im 
letzten November Jugend-
liche, SV-Vertretungen und 
VertrauenslehrerInnen, der 
Stadtjugendring und das Kin-
der- und Jugendwerk einge-
laden und diskutierten mit 
Stadt und politischen Vertre-

ter/innen. 
Derzeit fühlen sich Kin-

der und Jugendliche nicht 
vernünftig über ihre Beteili-
gungsmöglichkeiten in Telg-
te informiert, das war das 
Ergebnis des ersten Treffens.
Gemeinsam wurden Ziele 
für eine Jugendbeteiligung in 
Telgte entwickelt. 

Auch beim zweiten Tref-
fen Anfang März waren ca. 

30 Personen, darunter viele 
engagierte Jugendliche anwe-
send. Moderiert durch Frau 
Fournier und Frau Heeke von 
der LWL-Servicestelle für 
Kinder- und Jugendbeteili-
gung NRW wurde es dann 
schon konkreter. 

Schwerpunkt des Abends 
war die Fragestellung, wie man 
bessere Beteiligungsmöglich-
keiten für junge Menschen 

schaffen und fördern kann. 
Die Jugendlichen wünschten 
sich einen Informationsaus-
tausch in der Schule so wie 
über die sozialen Medien. 
Überlegt wurde, ein größeres 
Forum an den Schulen noch 
vor den Sommerferien statt-
finden zu lassen. 

Alle waren sich einig, dass 
Kommunalpolitik greifbar 

„Steh auf, wenn Du ehren-
amtlich arbeitest!“ Die Mo-
deratoren bei der Verleihung 
der diesjährigen Preise der 
Akademie Ehrenamt, Corne-
lia Lindstedt und Hans Her-
mann Beier, ermunterten 
diejenigen unter den ca. 200 
Gästen aufzustehen, die eh-
renamtlich tätig sind. Nahe-
zu 100 Prozent erhoben sich 
am 5. März im Sparkassenfo-
rum Warendorf. Das macht 
die gelungene Symbiose des 
Anliegens der Akademie mit 
den Bürgerinnen und Bür-
gern im Kreis Warendorf 
deutlich, die sich um sozia-
le, kulturelle, sportliche und 
ökologische Anliegen küm-
mern. 27 Vereine und Initi-
ativen hatten sich beworben. 
Fünf glückliche Gewinner 
teilten sich schließlich die 
zwischen 500 und 1500 Euro 
dotierten Preise.

„‘Caus I’m happy“, Don’t 
bring me down“ von Pharell 
Williams, „Hold the line“ 
von Toto intonierte die Real 
School Band, Schülerinnen 
und Schüler der achten bis 

zehnten Klassen der Bischöf-
lichen Realschule Warendorf, 
und wiesen mit der Auswahl 
der Stücke auf das Motto der 
Veranstaltung „Engagiert für 
Vielfalt“ hin.   

Peter Scholz, Vorstand der 
Sparkasse Münsterland Ost, 
lobte die ehrenamtlich Täti-
gen dafür, dass sie den Kreis 
mit ihrem Engagement berei-
chern. „Tun Sie gelegentlich 
etwas, für das sie kein Geld 
verdienen. Es zahlt sich aus.“ 
ermunterte er die Zuhören-
den, ihre Talente auch weiter-
hin einzubringen. 

Folgerichtig hat die Sparkas-
se den Kooperationsvertrag 
mit der Akademie Ehrenamt 
verlängert, der auch in Zu-
kunft finanziell absichert, dass 
Geld für die Preisverleihung 
zur Verfügung steht. Gut so. 
Hier macht sich bezahlt, dass 
die Kommunen die Gewähr-
sträger der Sparkassen sind 
– was die EU aus rein markt-
wirtschaftlicher Sicht ungern 
sieht, sich aber mit Blick auf 
soziale Verpflichtungen , an 
die die Verwendung eines 

Teils der Gewinne geknüpft 
werden kann, sehr gut macht.

Wird „Willkommenskul-
tur“ das Wort des Jahres 2015? 
Vielleicht. Die Beelener Bür-
gerinnen und Bürger, die für 
den Kreis Warendorf vorü-
bergehend 144 Flüchtlinge aus 
19 Nationen aufgenommen 
haben, haben in insgesamt ca. 
3000 ehrenamtlich geleisteten 
Arbeitsstunden untermauert, 
was das heißt, namentlich 
Cristian Gehling, DRK Telg-
te, und Josef Weil vom Malte-
ser Hilfsdienst. 

Professor Adalbert Evers, 
Mitglied der Enquète-Kom-
mission des Deutschen Bun-
destages zum Thema „Soziale 
Dienste und Kommunalpo-
litik“, Mitarbeiter des Cen-

trums für soziale Investiti-
onen und Innovationen der 
Uni Heidelberg, erwähnt in 
seinem Vortrag, dass Vielfalt 
nicht für alle Menschen Be-
reicherung bedeutet, sondern 
für manche auch Bedrohung. 
PEGIdA lässt grüßen. Um die 
Beantwortung der Frage „Ha-
ben wir ein Deutschland der 
Vielfalt oder der Kontraste?“ 
müsse ein ernsthafter Diskurs 
geführt werden. 

Die Initiativen, denen ein 
Preis verliehen wird haben 
die Antworten auf ihre Weise 
gegeben: Dritte Preise gehen 
an AKTIF in Ahlen, die sich 
um eine neue Leitstelle für 
das Projekt „Älter werden in 
Ahlen“ kümmert, das Kon-
takte und Aktivitäten für alte 

Menschen anbietet, sowie die 
Ponystation Tony Hämmerle, 
die beim Reiten beeinträch-
tigte und nicht beeinträch-
tigte Menschen zusammen 
führt. - “Wir wussten nicht, 
dass das, was wir tun, In-
klusion heißt. Wir haben es 
einfach gemacht.“ Der zweite 
Preis geht an die Internatio-
nale Frauengruppe Warendorf 
- „Wir machen sie mit ihrer 
neuen Heimat vertraut“; den 
ersten teilen sich der Deutsch 
- ausländische Freundeskreis 
Drensteinfurt und Zib- Zu-
sammen ist besser, Telgte,  für 
ihre  seit Jahren geleistete in-
tegrative Arbeit mit ausländi-
schen Menschen, insbesonde-
re mit Flüchtlingen und Asyl 
Suchenden.

b.d.

Fortsetzung auf Seite  9

Fotos: b.d.
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Sehr geehrter Herr Bürger-
meister,
sehr geehrte Damen und 
Herren der Verwaltung,
Kolleginnen und Kollegen 
des Rates 

Vorab möchte ich Anja 
Schlenker und Frau Kunze 
stellvertretend für alle Be-
teiligten für die wieder her-
vorragende Arbeit danken. 
Für uns als Ratsmitglieder 
ist es gut zu wissen, das wir 
auf so  kompetentes Personal 
zurückgreifen können. Sie ha-
ben es wieder geschafft, trotz 
aller notwendigen und wün-
schenswerten Maßnahmen, 
die nicht im Haushalt stehen, 
ein kompaktes Paket  zusam-
menzuschnüren, über das wir 
heute abschließend entschei-
den.
Aber was steht nun drin ?

Die Feuerwehr:  Die Ka-
meradinnen und Kameraden 
der Feuerwehr werden in den 
seit Jahren überfälligen neuen 
Hauptstandort umziehen und 
endlich unter adäquaten Be-
dingungen arbeiten können! 
Ein großer Kraftakt für alle 
Beteiligten findet seinen Ab-
schluss !

Die Frage nach dem Nord-
standort ist damit natürlich 
noch nicht gelöst. Und es ist 
auch der richtige Weg, für 
dieses und nächstes Jahr noch 
keine Haushaltsmittel einzu-
stellen und die Feuerwehr erst 
mal an der Alverskirchener 
Straße starten zu lassen. Der 
Standort an der Ritterstraße 
muss also noch durchhalten. 
Ihn als dauerhaften Nord-
standort zu halten, halte ich 
allerdings für blauäugig. Über 
ein sinnvolles weiteres Vorge-
hen wird sicherlich diskutiert 
werden müssen. Ein Zurück-
ziehen eines kurz vor der Ge-

nehmigung stehenden Bauan-
trages ist für mich allerdings 
nicht sinnvoll, sondern das 
bedeutet für mich Versen-
kung von Haushaltsmitteln.

Die Schulen: Westbevern 
Dorf und Vadrup werden die-
sen Sommer zusammenge-
führt. Kein Wunschkonzert, 
aber eine gute Planung, mit 
der die Grundschulversor-
gung in Westbevern für die 
nächsten Jahre auf solide Bei-
ne gestellt wird.

Die Sekundarschule wird 
uns in den nächsten Monaten 
noch intensivst beschäftigen. 
Hier müssen wir uns auf den 
grundsätzlichen Weg festle-
gen, wie wir die Schule auf-
stellen wollen. Wir haben uns 
für diese Schule entschieden, 
das beinhaltet auch, die ent-
sprechenden Ressourcen zur 
Verfügung zu stellen!

Wir bemühen uns, unseren 
Aufgaben in Kinderbetreuung 
und Flüchtlingsunterkünften 
nachzukommen, trotz knap-
per Kassenlage. Hier sind 
in meinen Augen aber auch 
Bund und Land noch deut-
licher gefragt. Der erhöhte 
Zuschuss für die Versorgung 

der Asyl begehrenden hilft 
uns natürlich, täuscht aber 
nicht darüber hinweg, dass 
die finanzielle Belastung für 
die Kommunen hier enorm 
ist und das bei immer noch 
steigender Tendenz.

Ob der Weg über ÖPP (also 
Finanzierung durch Investor) 
richtig ist, zweifeln wir an, 
denn auch Investoren wollen 
Gewinn machen. Das einzige 
Gegenargument ist hier die 
extreme  Dauerauslastung 
im Fachbereich 6. Nicht ohne 
Grund hatten wir hier eine 
halbe zusätzliche Stelle be-
antragt! Wäre dieser Bereich 
solide ausgestattet, hätte auch 
die notwendige Sanierung der 
Toilettenanlage der Marien-
schule durchgeführt werden 
können! Die Gelder dafür lie-
gen bereit!

Im IHEK sind die Prozesse 
gegliedert und auf das Leist-
bare runter gebrochen. Die 
jetzt wichtigen Elemente, die 
Altstadt Barrierefrei und den 
Demographieprozess zu ge-
stalten, sind auf einem guten 
Weg.

Unsere Gewerbe- und Bau-
gebiete laufen voll. Hier kann 
es unserer Meinung nach aber 
trotzdem nicht heißen, die 
Gunst der Stunde nutzen und 
alles „rausballern“, sondern 
besonnen und gezielt Planen 
muss hier die Devise sein.

Auch Sport und Soziales 
beinhaltet unser Haushalt. 
Die Sportvereine haben Gel-
der zugesagt bekommen. 
Der Telgter Teiler erhält Un-
terstützung für seine gute 
Arbeit, Fidelio Stipendien,  
Zuschüsse für den Stadt Ju-
gendring und Fair Traid sind 
hier zu nennen. Bemerkens-
wert, dass die Mongolfiade 
nicht weiter bezuschusst wird, 

wo uns nur Tage vor dem Fi-
nanzausschuss, Fr. Thieringer 
im Schulausschuss über die 
Attraktivität und Bedeutung 
auch dieser Veranstaltung be-
richtete.

Leider ist der Haushalt 
nicht so sozial und familien-
freundlich geworden, wie wir 
uns das gewünscht hätten. 
Unser Antrag zur Ermäßi-
gung der Geschwisterbeiträge 
für OGS-Kinder hätte hier 
beispielsweise mit rein gehört. 
Aber wir können akzeptieren, 
dass bei der aktuellen finanzi-
ellen Situation der Stadt nicht 
alle unsere Ideen, und seien 
sie noch so gut, im Haushalt 
Platz finden konnten, und 
somit liegt hier, trotz der be-
grenzten Mittel, schon ein or-
dentlicher Haushalt vor.Hätte 
dieser nicht ein paar Haken!

1. Dass gegen die ausdrück-
liche Empfehlung des Wirt-
schaftsprüfers (der übrigens 
genau diesen Haushalt prüft) 
die Kosten für die Kita in Vad-
rup von CDU und SPD zu 2/3 
und nicht zu 1/3 als investiv 
veranschlagt wurden, ist eine 
Milchmädchenrechnung, die 
uns mit etwa 100.000 Euro im  
Jahresabschluss auf die Füße 
fallen wird! 

2. Als Einnahme 50.000 
Euro des Kreises für diese 
Kita einzustellen, obwohl die 
Verwaltung mitteilt,  dass der 
Kreis diese Summe in kom-
pletter Höhe nicht zur Verfü-
gung stellen wird, zeugt von 
dem Misstrauen der Verwal-
tung gegenüber, das seit Jah-
ren die Arbeit erschwert! 

3. Den Ansatz der Gewer-
besteuer zu erhöhen, ein Op-
timismuszuschlag also, kann 
funktionieren, ist aber ris-
kant! Wir sind da nicht mehr 
grün hinter den Ohren,  son-

dern lieber etwas konserva-
tiv, und betreiben eine solide 
Haushaltspolitik und kein 
Haushaltskamikaze!

Zu guter Letzt die von der 
Verwaltung vorgeschlagene 
moderate Steuererhöhung 
zurückzunehmen, ist nur im 
ersten Moment bürgerfreund-
lich, denn alles, was mit den 
Mehreinnahmen der Steu-
ererhöhung hätte finanziert 
werden können, wäre einzig 
und ausschließlich den Bürge-
rinnen und Bürgern der Stadt 
Telgte zugute gekommen. 

Telgte ist attraktiv, wir 
sehen es an der Nachfrage 
nach Bauland und auch an 
den Geburtenziffern. Diese 
Attraktivität ist nicht zuletzt 
auf unseren hohen Standard 
an freiwilligen städtischen 
Leistungen zurückzuführen. 
Diese wollen wir auch künftig 
finanzieren können! 

Auch geht es bei den Steu-
ererhöhungen ja nicht um 
eine Gewinnmaximierung, 
wir befinden uns weiterhin 
deutlich im strukturellen 
Defizit. Wenn wir Telgte wei-
ter zukunftsfähig gestalten 
wollen, müssen wir einen 
soliden, nachhaltigen Haus-
halt abliefern. Das geht nicht 
mit „schönrechnen“ der mit-
telfristigen Finanzplanung. 
Wenn wir hier an den Rand 
der Haushaltssicherung 
schlingern, brauchen sie das 
jedenfalls nicht dem Bürger-
meister und seiner Verwal-
tung vorzuwerfen, die haben 
uns nämlich was anderes vor-
geschlagen.

s.g.

Konservativ statt Kamikaze
Haushaltsrede der Grünen Fraktionssprecherin Sabine Grohnert

sein muss und dass Jugendli-
che mitentscheiden sollen. Es 
wurden auch bereits Themen 
gesammelt, die die Jugendli-
chen beschäftigen und wo es 
Änderungsbedarf gibt, bei-
spielsweise beim Zustand der 
Sport- und Bolzplätze oder 
Kulturangeboten für Jugend-
liche. 

Nun stellt sich die Frage, in 

welcher Form man hier Po-
litik und Jugend zusammen 
bringen kann. Wo können 
die Jugendlichen bei „Motz-
bedarf“ hin? Wie werden 
sie informiert, was geändert 
werden kann und wo sie mit-
reden dürfen? Was können 
sie selbst in die Hand neh-
men? Wie kann man schon 
bestehende Treffen (z.B. SV-

Gremien) nutzen um Infos 
schnell und unkompliziert 
auszutauschen? Wie können 
wirklich alle Jugendlichen er-
reicht werden? 

Die kommende Planung 
soll in beide Richtungen ver-
laufen: Neue Formen der Ju-
gendbeteiligung sollen aus-
probiert werden, aber auch 
die Politik mit ihrem Jugend-

ausschuss soll den Anliegen 
junger Menschen mehr Raum 
geben. Auch wenn also einiges 
geklärt und besprochen wer-
den muss, der vielverprechen-
de Auftakt ist gemacht. Eine 
kleinere Planungsgruppe von 
Jugendlichen und Erwachse-
nen macht nun weiter. Wir 
drücken dieser engagierten 
Gruppe die Daumen und hof-

fen, dass vor allem die Jugend-
lichen mit ihren Wünschen 
dabei bleiben- und noch mehr 
dazu kommen. Wer Interes-
se hat, informiert zu werden 
oder mitzumachen, kann sich 
gern an Julia Scharfe wenden 
- sie stellt dann den Kontakt 
her: Juli150389@gmx.de

j.s. und k.m.

Fortsetzung von Seite  8

Telgter Jugend redet mit

Sabine Grohnert
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Über die Situation und die 
Hintergründe von Flüchtlin-
gen und die Arbeit von Zib 
informierten sich die Grünen 
in einer Gesprächsrunde mit 
Beteiligten und Interessier-
ten. 

Beeindruckend waren be-
sonders die Schicksale der 
Asylbewerber, die die Gründe 
für ihre Flucht, ihre Wege bis 
nach Telgte und die Unsicher-
heit darstellten, mit der sie 
teils Jahre zurecht kommen 
müssen. 

„Ich habe im Moment kein 
Leben“, endete die Schilderung 
eines Asylbewerbers, der in 
seinem Herkunftsland ein gut 
gehendes Geschäft betrieben 
hatte, bis er für eine Opposi-
tionspartei kandidierte und 
das Land unter Lebensgefahr 
verlassen musste. Seit einigen 
Wochen habe er wenigstens 

wieder telefonischen Kontakt 
zu seiner Frau und wisse nun, 
dass seine Familie noch lebe. 

Einen Einblick in ihre kon-
krete Arbeit gaben ehrenamt-
liche MitarbeiterInnen von 
Zib, die die Verbesserung der 
Situationen, Hilfe beim Um-
gang mit den Ämtern, bei der 
Arbeitssuche und Sprachun-
terricht umfasst. 

Uwe Werdermann (Zib) er-
läuterte den Ablauf von Asyl-
verfahren und die Schwierig-
keiten bei der Aufnahme von 
Arbeit. Er appellierte abschlie-
ßend an die Betriebe in Telgte, 
geeignete freie Stellen auch bei 
Zib zu melden. 

Reinhild Spitz, die den 
Abend moderierte, bedankte 
sich bei Zib für den Abend: 
„Wichtiger als Statistiken ist 
immer der Blick auf die Men-
schen“.                                     g.k.

Grün trifft: Asylbegehrende in Telgte

Telgte ist bislang, im Gegen-
satz zum Bundestrend, kaum 
von rückläufigen Geburten-
zahlen betroffen. Auch in 
den nächsten Jahren wird 
es noch genügend Mädchen 
und Jungen in den Telgter 
Kindergärten und Grund-
schulen geben. 

Dass es aber neben diesen 
Einrichtungen in einer Stadt 
auch noch weitere Orte für 
Kinder geben muss, ist ja ganz 
klar. Die Telgter Musikschule 
und die Sportvereine bieten 
hier viele gute und vielseiti-
ge Angebote für den Nach-

wuchs. 
Doch wohin, wenn die Kin-

der sich spontan mit Schul-
freundInnen treffen oder 
befreundete Familien einen 
kleinen Ausflug machen 
möchten? Da wird es schon 
schwieriger. Die überwiegen-
de Zahl der Telgter Spielplät-
ze stammt nämlich aus den 
siebziger und achtziger Jah-
ren und wurden bereits 2010 
im städtischen Spielplatzkon-
zept als „überaltert und nicht 
mehr zeitgemäß ausgestattet“ 
beschrieben. Dementspre-
chend attraktiv sind sie folg-

lich für die Kinder.
Dies war Anlass für die 

Grünen, im Rahmen der An-
träge zum Haushalt 2015 die 
Verwaltung zu beauftragen, 
die Kosten zur Neugestaltung 
des Spielplatzes am Rathaus 
zu ermitteln. Im Fokus der 
Prüfung stehen sollte hierbei 
insbesondere der Ausbau des 
Spielplatzes zu einem Wasser- 
und Matschspielplatz, eine 
mögliche Einbeziehung der 
angrenzenden Ems und die 
Erweiterung des Spielplatzes 
um attraktive Spielelemente 
für ältere Kinder mindestens 

bis zum Ende des Grund-
schulalters.

Leider wurde dieser Antrag 
von den anderen Fraktionen 
nicht aufgegriffen. Sehr be-
dauerlich, denn unserer Mei-
nung nach ist die Lage am 
Rathaus ideal, da zentral und 
gut erreichbar für viele. Dar-
über hinaus hätte ein attrak-
tiver Spielplatz die Innenstadt 
weiter belebt und zum Treff-
punkt für Familien und Besu-
cherInnen werden können.

b.sp.

Kein Wasserspielplatz am Rathaus
Antrag abgelehnt



Dat Pöggsken 11www.gruene-telgte.de

Tribunal für Architekten oder Qualitätssicherung für Telgte
Der Gestaltungsbeirat der Stadt

2010 hat der Rat der Stadt 
Telgte wie viele andere Städ-
te auch beschlossen, einen 
Beirat für Stadtgestaltung 
einzurichten. Zu den Auf-
gaben heißt es in der Sat-
zung:  „Der Beirat soll die 
Fachverwaltung in Fragen 
der Stadtgestaltung und des 
Stadtbildes unterstützen, … 

Der Beirat für Stadtgestal-
tung berät die Angelegenhei-
ten vor, deren Behandlung im 
Ausschuss für Planen, Bauen, 
Umland und Umwelt vorge-
sehen ist“. Die sechs stimm-
berechtigten Mitglieder wer-
den vom Rat gewählt, neben 
einem Vertreter der Stadt 
(Reinhold Ginski) und des 
Kreises sind dies immer ein/e 
Architekt/in und Fachleute 
für Denkmalpflege und bar-

rierefreies Bauen und Stadt-
gestaltung, niemand davon 
aus Telgte. 

Die Ratsfraktionen sind 
mit je einem Vertreter oder 

einer Vertreterin dabei, ha-
ben allerdings kein Stimm-
recht – und das ist gut so. 
Hier soll es ja ausschließlich 
um Fachfragen gehen, nicht 
um Parteipolitik. 

Diskutiert werden Vor-
haben, die entweder vom 
Planungsausschuss oder der 
Verwaltung eingebracht wur-
den, auch Bauherren können 
um Beratung bitten. 

Seit der Einführung des 
Beirats sind über 30 Vorha-
ben besprochen worden, bei-
spielsweise – und mit Erfolg 
– der Umbau des Bahnhofs 
und das Ärztehaus daneben, 
die Neubauten an der Kapel-
lenstraße oder das geplante 
Hygi-Areal am Kibitzpohl. 

Intensive Diskussionen 
haben den Grundstein da-

für gelegt, dass am Berns-
meyerhaus keine klobige 
Kastenbrücke gebaut wurde, 
sondern eine fragile, dem 
sensiblen Ort im Stadtbild 
angemessene Brücke. 

Beschlossen hat es dann 
allerdings die Politik, denn: 

Entscheidungen kann der 
Beirat nicht fällen! Weder 
Bauherr noch Politik sind 
gezwungen, sich an die 
Empfehlungen des Beirats 
zu halten. Dass sie trotzdem 
fast immer aufgenommen 
werden zeugt nicht nur vom 
Sachverstand des Beirats, 
sondern auch von dem Ver-
antwortungsbewusstsein der 
Bauherren für unsere Stadt.

Trotzdem wurde dem Ge-
staltungsbeirat vorgeworfen, 
er sei ein paralleles Ent-
scheidungsgremium ohne 
Kontrolle durch die Politik, 
die CDU forderte sogar die 
Abschaffung des Beirats. Da-
bei hätte sie es besser wisse 
müssen, beteiligt sich  doch 
Karl-Heinz Greiwe als ihr 
Vertreter intensiv an den 
Diskussionen. 

Der Verdacht liegt nahe, 
dass der Eine oder Andere 
lieber den Beirat abschaffen 
wollte als sich unbequemen 
Sachargumenten zu öffnen. 
Dabei ist der Beirat streng 
zur Neutralität und Geheim-
haltung verpflichtet. Das 
führt dazu, dass die Dinge 
nicht vorher in den Frakti-
onen ausgekungelt werden 
können, der CDU anschei-
nend ein Dorn im Auge. 

Gegen ihren Widerstand, 
aber zum Nutzen der Stadt 
und ihres Stadtbildes hat der 
Rat aber 2014 beschlossen, 
dass der Beirat seine erfolg-
reiche Arbeit fortsetzen soll. 
Das ist gut so, denn große 
Aufgaben stehen an, allem 
voran die barrierefreie Um-
gestaltung der Stadt.

c.g.

Fotos: c.g.

Ursula Mindermann
Dipl. Ing. für Augenoptik

Baßfeld 12 · 48291 Telgte
 Telefon 0 25 04 - 50 50

www.mindermann-augenoptik.de
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 Tricksen und täuschen, po-
kern, vollmundige Wahl-
versprechen, halbstarkes 
Verhalten, Laienspieltruppe, 
Regierungslehrlinge. Europa 
ist eine Wertegemeinschaft, 
die auch auf Solidarität ba-
siert. Haben „die Griechen“ 
sich diese Solidarität aber 
überhaupt verdient? So se-
hen die Eckpunkte der Dis-
kussion um einen „Bailout“ 
Griechenlands aus und, nach 
dem jüngsten ARD-Deutsch-
landtrend, beantworten 47 
Prozent der Deutschen diese 
Frage mit „nein“.

Klargestellt werden muss 
erstmal, dass es „die Griechen“ 
in diesem Zusammenhang 
überhaupt nicht gibt. Die al-
lermeisten Griechen sind Sta-
tisten in diesem Spiel, haben 
kaum Einfluss auf das politi-
sche Geschehen und müssen 
ertragen, was eben passiert. 

Die meisten Deutschen ha-
ben wohl schon verstanden, 
dass es sich dabei nicht um 
Leute handelt, die den ganzen 
Tag unter ihrem Olivenbaum 
liegen und darauf warten, dass 
die Oliven runterfallen, wobei 
sich durchaus die Frage stellt, 
ob diese Erkenntnis das Bild 
im Hinterkopf besiegen kann. 
Differenziertere Batrachtun-
gen sehen hohe Renten mit 
einem frühen Einstieg, einen 
aufgeblähten und korrupten 
Beamtenapparat und zu hohe 
Ansprüche an den Lebens-
standart für ein im Grunde 
armes Land. Dieses Bild un-
terscheidet sich im Kern aber 
nicht von dem mit dem Oli-
venbaum!

Wer würde hierzulande 
nicht die hohe Rente nehmen, 
wenn sie ihm und ihr zusteht, 
wer würde nicht mit 60 Feier-
abend machen, die Verbeam-
tung ablehnen, vielleicht sogar 
die Hand aufhalten, wenn das 
das übliche Verfahren ist, wer 
würde der Familie nicht das 
bestmögliche Leben geben? 
Die Bevölkerung trifft keine 
Schuld!

Was ist mit der Regierung? 
Ja, die Regierungen haben sich 
über Jahrzehnte hinweg in 
diesem Europa eingerichtet, 
über Verschuldung für ihren 
Machterhalt gesorgt und, er-
wiesen korrupt und personell 
eng mit der wirtschaftlichen 

Elite verquickt, eben dieser 
Elite die Taschen vollgestopft. 
Kann es sein, dass dies dem 
Rest Europas, ebenfalls über 
Jahrzehnte, nicht aufgefallen 
ist? Wieso hat die Europäische 
Finanzwelt solches zugelas-
sen? 

Ganz einfach: Weil sie wun-
derbar daran verdient hat und 
weil alle anderen, im Detail 
mal mehr, mal weniger extrem, 
es auch nicht anders machten. 
Dummerweise kam dann die 
Finanzkrise, die den Anfang 
in den USA durch systemati-
sche riskante Kreditvergaben 
machte. Interessantes Detail: 
Niemand schimpft hierzulan-
de auf die „faulen“ Amis mit 
überzogenen Ansprüchen, 
sondern einzig auf die gierigen 
Banken. 

Dabei ist dort nichts anderes 
passiert als hier: Die Banken 
haben Kredite vergeben, um 
Geld zu verdienen und mehr 
Kredite vergeben, um mehr 
Geld zu verdienen. Ob wir das 
jetzt „Gier“ oder „unterneh-
merisches Handeln“ nennen, 
ist völlig egal.

Ergebnis ist, dass das Spiel 
nicht mehr funktionierte, als 
die erste Bank so viele Kredi-
tausfälle hatte, dass sie fak-
tisch pleite war und durch das 
Geflecht gegenseitiger Ver-
schuldung weitere Banken ins 
wanken brachte. Der Einsturz 
des gesamten Kartenhauses 

war nur zu verhindern, indem 
Staaten und Banken gemein-
sam Billionen in diese schwar-
zen Löcher geworfen haben. 

Einige Staaten, Irland, Por-
tugal, Zypern und eben auch 
Griechenland, konnten das 
aber für ihre Banken nicht 
leisten. Sie waren auf Hilfe von 
außen angewiesen, und die 
bekamen sie auch, weil auch 
Pleiten von Banken in diesen 
Staaten zu einem Zusammen-
bruch des internationalen Fi-
nanzsystems geführt hätten. 
Hilfen allerdings wieder in 
Form von Krediten, die, trotz 
günstigerer Konditionen, wie-
der nicht leistbar waren und 
sind und die einzig zur Zah-
lung von Kreditverpflichtun-
gen gewährt und ausgezahlt 
werden.

Die Staaten leihen sich bei 
den Banken Geld, um mit die-
sem Geld genau diese Banken 
zu stützen. Die Katze beißt 
sich in den Schwanz!

Sind die Griechischen Re-
gierungen also schuld? Ja, sie 
sind schuld, weil sie das Spiel 
mitgemacht haben, dass alle 
anderen spielten und übrigens 
auch immer noch spielen. 

Sinnvoll ist dieses Spiel nicht, 
nur einen Ausweg kennt dum-
merweise keine/r. Niemand 
weiß was passiert, wenn alle 
einfach nicht mehr mitspielen, 
außer dass das internationale 
Finanzsystem ab sofort kein 

Geld mehr verdient und, mehr 
noch, sein Geld sogar verliert.

Und in dieser Situation 
wählen die Griechen eine Re-
gierung, die damit droht, ein-
fach nicht mehr mitzuspielen. 
Wir machen Euer Spiel kaputt, 
bringen das Kartenhaus zum 
einstürzen, wenn Ihr uns das 
Spiel nicht zumindest erträg-
lich macht! Die erste Grie-
chische Regierung übrigens, 
die nicht mit der Finanz- und 
Wirtschaftselite Griechen-
lands durch und durch ver-
strickt ist. 

Die Ursache für den de-
solaten Zustand der griechi-
schen Wirtschaft und für die 
Härten, denen die Bevölke-
rung ausgesetzt ist, sieht die 
neue Regierung in den Auf-
lagen der „Troika“ aus Euro-
Gruppe, Europäischer Zent-
ralbank und Internationalem 
Währungsfond. Diese zwang 
Griechenland, die Ausgaben 
im Gesundheitssystem und 
den Mindestlohn erheblich zu 
senken, wodurch drei Milli-

onen GriechInnen keine me-
dizinische Versorgung mehr 
bekommen und ein Drittel 
der Bevölkerung unter die Ar-
mutsgrenze gerutscht ist.

Eine Dokumentation der 
ARD, „Die Spur der Trioka“, 
kommt zu dem Schluss: „Die 
Troika opfert die Menschen in 
Griechenland, Portugal, Spa-
nien und Irland, um das Fi-
nanzsystem zu retten.“ Sämtli-
che selbst gesteckten Ziele der 
Troika sind demnach nicht er-
reicht worden, dennoch wird 
an abstrakten ökonomischen 
Modellen festgehalten. Tech-
nokratie hilft weder den Men-
schen in den betroffenen Staa-
ten, noch dem Zusammenhalt 
in Europa. Hoffen wir auf ein 
Einsehen in Brüssel. 

g.k.

Zum Beispiel Griechenland
Das Spiel ist aus - Zeit zum Umdenken

2015

Kontaktadressen

Ortsverband:
Marian Husmann
Münsterstraße 5
48291 Telgte
Tel: 9335136

Ratsfraktion:
Sabine Grohnert
Hasenkamp 45
48291 Telgte
Tel. 7 70 96

Yanis Varoufakis

Wolfgang Schäuble
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Ausgelöst durch die kurz-
fristige Planung zur Neu-
einrichtung zweier Betreu-
ungsgruppen in Vadrup, ist 
in den vergangenen Wochen 
eine teils auch öffentliche 
Diskussion zu verschiedenen 
Fragen der Dorfentwicklung 
entstanden. Der Einladung 
der GRÜNEN, diese Diskus-
sion fortzuführen und nach 
gemeinsamen Antworten zu 
suchen, folgten gut zwanzig 
Westbeveranerinnen und 
Westbeveraner.

 Kritik gab es dabei an der 
Erfassung des Bedarfs an 
Beutreuungsplätzen im Kita-
bereich. „Die Anmeldequote 
steigt in Westbevern seit Jah-
ren kontinuierlich und Kreis 
und Stadt hätten viel früher 
einen höheren Bedarf erken-
nen müssen“, sagte Melanie 
Dange. 

Katja Müller, die GRÜNE 
Vorsitzende des Ausschusses 
für Jugend, Sport, Soziales 
und Senioren, erläuterte an-
hand der vorliegenden Zahlen 
die kurzfristige Neuplanung 
in Westbevern und wies dar-
auf hin, dass eine verantwort-
liche Haushaltsführung auch 
Überdeckungen in den Be-
treuungseinrichtungen ver-
meiden müsse. 

Einigkeit gab es darin, dass 
die geplante Nutzung des ehe-
maligen Grundschulgebäudes 
in Vadrup noch ausreichend 
Raum zur Umsetzung der 
Ergebnisse der Dorfwerkstatt 
lässt.

Angeregt wurde in dem Zu-
sammenhang aber auch, in 
der zukünftigen Bauleitpla-
nung Raum für altengerechte 
Wohnungen zu berücksichti-
gen, da es auch zu einem Dorf 

gehöre, dass ältere Menschen 
ihr gewohntes Umfeld nicht 
verlassen müssen, wenn sie 
ihren Alltag nicht mehr al-
leine bewältigen können oder 
wollen.

Eine klare Position bezogen 
die Grünen zur Entwicklung 
von Bauland. Udo Wolte-
ring, Ratsherr und Obmann 
der Grünen im Bauausschuss 
sagte: „Unser Ziel ist es, den 
dörflichen Charakter zu er-
halten. Es muss aber mög-
lich sein, das junge Familien 
aus Westbevern hier bauen 
können. Sollte dieser Bedarf 
durch freie Baugrundstücke 
im bebauten Bereich nicht 
zu decken sein, wird sich die 

Fraktion der Grünen auch ei-
ner behutsamen Entwicklung 
durch kleine Naubaugebiete 
nicht verschließen.“

Zu der Entwicklung der St. 
Chrostopherus-Grundschule 
führte die Sprecherin der 
Grünen Ratsfraktion, Sabine 
Grohnert, aus, dass die der-
zeitigen Kinderzahlen eine 
Zweizügigkeit der Schule für 
mehrere Jahre gwährleisten. 
Sie bekräftigte noch einmal 
das Ziel der Fraktion, allen 
Kindern aus Westbevern auch 
die Beschulung in Westbevern 
zu sichern.

Die Zusammenlegung der 
beiden Standorte verteidigte 
sie: „Wir folgen damit nicht 

nur den Zahlen, sondern auch 
dem ausdrücklichen Wunsch 
des Lehrkörpers, den die Ent-
fernung der Schulgebäude 
immer wieder vor Probleme 
stellt. Die Entscheidung für 
das Dorf ist der besseren bau-
lichen Bedingungen wegen, 
einstimmig im Rat gefasst 
worden.“

Den Wunsch nach ver-
kehrsberuhigenden Maß-
nahmen auf der ehemaligen 
Landstraße im Ortsbereich 
Vadrup der  sprach Simon 
Polfuß an. Allerdings war 
auch allen anwesenden klar, 
dass  einer Beruhigung auf 
der jetzigen Kreisstraße enge 
Grenzen gesetzt sind.

Wolfgang Pieper war eben-
falls anwesend, hielt sich al-
lerdings weitgehend im Hin-
tergrund und verfolgte die 
Diskussion. Er erläuterte auf 
Nachfrage Verwaltungsvor-
gänge und trug Fakten bei.

Marian Husmann, Sprecher 
des Ortsverbandes, moderier-
te die Veranstaltung und be-
dankte sich für die angeregte 
Diskussion. „Wir müssen ei-
nen engen Kontakt zwischen 
Westbevern und der Poli-
tik halten“, so Marian, „und 
Abende wir dieser können 
dazu ein wesentlicher Bau-
stein sein.“

g.k.

Grüner Ortsverband diskutiert in Westbevern

Mit 83 Anmeldungen für das 
Schuljahr 2015/16 hat unsere 
neue Schule die Erwartun-
gen wieder mehr als erfüllt. 

Theoretisch reicht die Drei-
zügigkeit an unserer Sekun-
darschule also aus. So wie es 
auf dem Weg zur Inklusion 
sein soll, sind auch wieder 
einige Kinder mit verschie-
denen Förderbedarfen ange-
meldet. Diese Klassen dür-

fen maximal mit 25 Kindern 
belegt werden. Und genau da 
liegt der „Hase im Pfeffer“. 
Um allen diesen Kindern ge-
recht zu werden, hat die Stadt 
als Schulträgerin bei der Be-
zirksregierung einen Antrag 
auf Vierzügigkeit gestellt. Wir 
sind guter Dinge, dass diesem 
Antrag gefolgt wird. Danach 
liegt die Verantwortung aber 
bei uns!

 Die engagierten Lehrkräfte 
sind zwar eine gute Basis, aber 
sie brauchen auch die entspre-
chenden Rahmenbedingun-
gen. Das heißt als erstes Klas-
senräume, die differenzierten 
Unterricht möglich machen. 
Aber eben auch noch mehr. 

Im Laufe des nächsten 
Halbjahres werden sich Rat 
und Verwaltung der Heraus-
forderung stellen müssen, eine 

Entscheidung zu treffen, wie 
die Sekundarschule aussehen 
soll. Bei stetig klammer Kas-
senlage kein einfaches Unter-
fangen. Hier werden sich alle 
Beteiligten zusammensetzen 
müssen, nicht um einen Pa-
last zu bauen, aber eine Schu-
le für die Zukunft, mit einem 
barrierefreien Mittelpunkt. 

Im Moment können wir 
nur DANKE sagen. Den Leh-

rerinnen und Lehrern für 
ihre Bereitschaft eine Schule 
aufzubauen und zu gestalten. 
Den Eltern, die ihre Kinder 
angemeldet haben. Angemel-
det an einer Schule mit einem 
guten Konzept, aber eben 
auch mit einer Baustelle. Eine 
Baustelle, die Flexibilität und 
Geduld von allen Beteiligten 
abverlangen wird.

s.g.

Erfolgsmodell Sekundarschule 
Anmeldezahlen sprechen für sich
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Es seien noch nie so viele 
Bäume gefällt worden, wie in 
der Amtszeit unseres grünen 
Bürgermeisters Wolfgang 
Pieper, wird von einigen Tei-
len der Politik behauptet. 
Man könnte auch sagen, es 
sind noch nie so viele Pro-
jekte in Telgte auf den Weg 
gebracht worden, wie seit 
Beginn seiner Amtszeit, 
nach Jahren der Stagnation. 
Ein Schelm, der Böses dabei 
denkt. 

Die Gründe für notwendi-
ge Baumfällungen sind viel-
fältig: Dringend notwendige 
Baumaßnahmen, wie die neue 
Feuerwache, der Neubau der 
Umflutbrücke und der Schule 
in Westbevern Dorf, haben es  
notwendig gemacht, Bäume 
zu entfernen. Außerdem hat 
die Stadt eine Verkehrssiche-
rungspflicht, d. h. Bäume mit 
faulen Stämmen haben keine 
Standfestigkeit mehr, Brand-
krustenpilz bei Linden und 
nicht zuletzt die immer häu-
figer auftretenden Stürme auf 
Grund des Klimawandels ma-
chen Fällungen unvermeid-
lich. 

Bei zu starken Beeinträch-
tigungen von Nachbarn greift 

das Nordrhein- Westfälische 
Nachbarschaftsrecht, auch 
hier kann eine Fällung not-
wendig werden. Das Gleiche 
gilt für Beschädigungen an 
Abflussleitungen und Pflas-
teroberflächen durch Wur-
zelwachstum und zu nah an 
städtischen Gebäuden ste-
hende Bäume, die Beschädi-
gungen verursachen können. 
Ihno Gerdes vom Fachbereich 
Planen, Bauen und Umwelt: 
„Baumfällungen sind immer 
Einzelentscheidungen, die be-
hutsam abgewogen werden“. 

Aber in Telgte werden nicht 
nur Bäume gefällt, wie es 
vielleicht in der öffentlichen 
Wahrnehmung erscheinen 
mag. Dort wo es möglich ist, 
werden immer Ersatzbäume 
gepflanzt und zwar ortsnah 
dort, wo sie weichen mussten. 
So werden mindestens zehn 
neue Bäume als Ersatz in die 
Nähe der neuen Feuerwache 
gepflanzt. 

Für den Verlust an der Um-
flutbrücke werden 29 Eichen 
und Buchen im Pappelwald 
gepflanzt. Und eine große 
Ausgleichsfläche für einen 
Teil des Gewerbegebietes Ki-
bitzpohl ist mit 70 größeren 

Obstbäumen bepflanzt wor-
den. 

Im Übrigen hat das Thema 
Durchbegrünung bei neuen 
Wohnbauentwicklungen, wie 
in Telgte Süd Ost, einen hohen 
Stellenwert. Dort sind Grün-
flächen und zwei Spielplätze 
entstanden und es gibt einen 
Grünzug entlang des Bauge-
bietes. Es weuden insgesamt 
mindestens 200 Bäume im 
Straßenraum gepflanzt.

Eine vor kurzem erst durch-
geführte Baumfällaktion fand 
in den Klatenbergen statt. Be-
gleitet vom NABU Münster 
sind in einem Teilabschnitt 
aus forstlichen Gründen, der 
turnusgemäß anstehenden 
Durchforstung und wegen 
verkehrssichernden Maßnah-
men mehr Bäume entnom-
men worden. 

In einem maximal 30 Me-
ter breiten Streifen entlang 
des Weges wird der Waldrand 
„aufgelichtet“. Damit sollen 
zusätzliche Biotopstrukturen 
innerhalb der recht gleich-
förmigen Kiefernwäldern 
entstehen und Arten geför-
dert werden, die bevorzugt 
an besonnten Waldrändern 
zuhause sind. Dieses sind, ne-

ben seltenen Pflanzenarten, 
gefährdete Tierarten wie bei-
spielsweise Eidechsen, Heide-
lerche und Baumpieper, eben-
so wärmeliebende Insekten 
wie Wildbienen, Sandlaufkä-
fer und Heuschrecken. 

An dieser Stelle im Wald 
wachsen bereits jetzt schon 
Heidekraut, Sandsegge, Hei-
delbeere und andere Cha-
rakterarten der „Heide-
landschaft“. Anders als an 
anderen Stellen im Klaten-
berg, an denen fast flächende-
ckend Brombeeren wachsen, 
ist dieser Waldstandort ver-
gleichsweise mager. Brombee-
ren sind ein Hinweis auf die 
zunehmende Eutrophierung 
(Nährstoffeintrag). Über die 
Luft gelangt der Stickstoff 
überall hin; dieser Tatbe-
stand lässt sich mittlerweile 
in den meisten Wäldern des 
landwirtschaftlich intensiv 
genutzten Münsterlandes be-
obachten, vor allem auf Sand-
böden. 

Die NABU–Naturschutz-
station wird sich im erforder-
lichen Maße um die Fläche, 
beziehungsweise den Wald-
randstreifen, kümmern - wie 
auch um die Wacholderheide  

nebenan. 
„Manchmal sind Eingrif-

fe in die Natur aus Natur-
schutzgründen notwendig, 
um bestimmte, zuvor abge-
stimmte und definierte Na-
turschutzziele zu erreichen, 
im Falle der Wacholderheide 
eine sogenannte offene Dü-
nenlandschaft mit Heideent-
wicklung“ so Andreas Beul-
ting von der NABU Station in 
Münster, „Wichtig für solch 
einen Eingriff sind eine klare 
Zieldefinition und eine fun-
dierte fachliche Begründung“.                                                                                                                                     
    So lässt sich erklären, warum 
manchmal ein oder mehrere 
Bäume gefällt werden müs-
sen. Es liegt keineswegs da-
ran, dass Bürgermeister und 
Verwaltung ein besonderes 
Vergnügen daran hätten. Im 
Gegenteil: Man/Frau unter-
nimmt alles, um Bäume in 
ihrem Bestand zu belassen, 
auch weil ein alter, gewachse-
ner Baum nicht einfach durch 
eine Neuanpflanzung in sei-
nem Erscheinungsbild zu er-
setzen ist.

v.k.

Wie die Axt im Walde ?     
Warum Bäume manchmal gefällt werden müssen

Foto: v.k.
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Es geht um Ökonomie, es 
geht um Ökologie und es 
geht um Sicherheit. Sie ha-
ben sicher schon erraten, 
worum es geht. Genau. Die 
Nachtabschaltung der Stras-
senbeleuchtung. 

In vielen Städten werden 
nachts die Straßenlaternen 
abgeschaltet, um Kosten ein-
zusparen. Für Telgte geht die 
Stadtverwaltung von einem 
Einsparpotential von etwa 
43.000 Euro aus. Und auch 
aus ökologischen Gesichts-
punkten bringt eine Abschal-
tung einen wichtigen Beitrag 
zum Energiesparen. Die Vor-
teile einer Nachtabschaltung 
liegen also klar auf der Hand. 
Doch darf eine Abschaltung 
der Straßenbeleuchtung zwi-
schen beispielsweise 01:00 
Uhr und 04:30 Uhr nicht zu 
Angsträumen führen. 

Auch stellen sich viele Fra-
gen zu einer Umsetzbarkeit. 
Können etwa nur Teile der 
Laternen abgeschaltet werden 
und welche Laternen müssen 
aus Gründen der Verkehrssi-
cherheit angeschaltet bleiben. 
Können Straßenzüge durch 
eine SMS, wie etwa in Lemgo, 
für eine geringe Gebühr kurz-
zeitig wieder eingeschaltet 
werden und welche Zeiträume 
kommen überhaupt in Frage?

Viele Fragen sind noch zu 
klären und die Verwaltung 
hat für einen der nächsten 
Bau- und Planungsausschüs-
se einen Bericht zu diesem 
Thema zugesagt. Vielleicht 
gelingt der Spagat zwischen 
Einsparungen und Sicher-
heitsgefühl ja.

m.h.

Alles dunkel oder was? 
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Am 06. Februar 2015 un-
terzeichnete Bürgermeister 
Wolfgang Pieper und Re-
gierungspräsident Prof. Dr. 
Reinhard Klemke im Rat-
haus unter den Augen vieler 
Politiker und Gäste, sowie 
Vertretern des Vereins Er-
innerung und Mahnung 
die Beitrittsurkunde der 
Stadt zum deutschen Riga-
Komitee, welches im Jahr 
2000 durch Repräsentan-
ten  deutscher Städte, sowie 
des Volksbundes Deutscher 
Kriegsgräberfürsorge ge-
gründet worden war.

Auch aus Telgte sind drei 
jüdische Mitbürger nach Riga 
deportiert worden. Siegfried 
Mildenberg, der mit seiner 
Frau Henriette und dem Pfle-
gesohn Karl-Heinz Steinhard 
bis zu ihrer Schändung 1938 
in der Telgter Synagoge an der 
Königsstraße gewohnt hat. 
Die Stele an gleicher Stelle 
und die dortigen Stolpersteine 
erinnern an diese Drei.

Nach den Novemberpog-
romen zogen die letzten ver-
bliebenen Juden aus Telgte 
in andere Städte. Die meisten 
wurden jedoch deportiert 
und in Riga, Lodz, Minsk, Iz-
bica, KZ Theresienstadt und 
Ausschwitz ermordet. Durch 
Sonderabgaben auf das ‚‘ Son-
derkonto W ‚‘ der Reichsver-
einigung musste die jüdische 
Bevölkerung schließlich den 
Abtransport in den Zügen 
selbst bezahlen. 

Im strengen Winter 
1941/1942 organisierte man 
den Abtransport in unge-
heizten Güterwagen, was zu 

zahlreichen Erfrierungsop-
fern führte. Aus Westfalen 
gingen zwei Transporte aus 
Münster,Osnabrück, Bielefeld 
und Dortmund mit etwa 2000 
Menschen nach Riga.

Zielsetzung des Riga-Komi-
tees ist es, die verschüttete Er-
innerung an die etwa 25.000 
nach Riga Deportierten wach-
zuhalten. Man veranstaltet  
Workshops mit lettischen und 
deutschen Jugendlichen, um 
auch für nachfolgende Ge-
nerationen die Erinnerung 
zu bewahren.  Im Komitee 
wirken inzwischen mehr 

als achtunddreißig deutsche 
Städte und die Stadt Wien zu-
sammen. 

Die Hauptidee zur Gestal-
tung des Denkmals kam von 
diesem Platz selbst.   Es war 
ein Wunsch, für jedes Opfer 
einen Granitstein aufzustel-
len. So kamen die Architekten 
auf die Idee der „geöffneten„ 

Erde, die das ganze grauen-
volle Außmaß des Geschehens 
zeigt. Der gesamte Ort war ein 
einziger Hinrichtungsort. 

Der Gedenkort ist in Quad-
rate nach Zahl der Massengrä-
ber aufgeteilt. In dreiundvier-
zig Quadraten sind bislang 
43 polierte Granitplatten mit 
den Namen der Städte im Bo-
den eingelassen, aus denen die 
Menschen nach Riga gebracht 
wurden. Die Steine stehen eng 
zusammen, so wie die Men-
schen vor der Erschießung. 

An der Kreuzung der Ach-
sen von Haupteingang und 
Erinnerungsweg wurde eine 
symbolische Kapelle errichtet. 
In deren Mitte befindet sich 
der Namensschrein in Form 
eines Würfels aus schwarzem 
polierten Granit, in dem sich 
die verplombten Kapseln mit 
den Namenslisten der Opfer 
aus den Städten, aus welchen 
sie stammten, befinden.  Auf 
den seitlichen Flächen des 
Altars steht in Lettisch, Heb-
räisch, Russisch und Deutsch 
die Inschrift der Tora (Hiob 
16; Vers 18)

             

Ach Erde,
bedecke mein Blut nicht, 
und mein Schreien finde
keine Ruhestatt!

v.g.

Telgte ist dem Deutschen Riga-
Komitee beigetreten 
Ein Zeichen gegen das Vergessen

Fotos: Klaus Beck
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In allen Teilen von NRW 
sorgt der Entwurf des öko-
logischen Landesjagdgeset-
zes für große Aufregung 
unter den Jägerinnen und 
Jägern, die ihren Unmut da-
rüber zu tausenden in den 
Regionalkonferenzen zum 
Ausdruck gebracht haben. 
Die Tier- und Naturschutz-
verbände (NABU, BUND, 
Deutscher Tierschutzbund, 
Bundesverband Tierschutz, 
ETN, PETA, Animal Pub-
lic, Menschen für Tierrech-
te und das Komitee gegen 
den Vogelmord) haben sich 
zusammengeschlossen, um 
sich gemeinsam für eine Re-
form des Landesjagdgesetzes 
einzusetzen, das sich in sei-
nen Grundzügen seit 1934 
kaum geändert hat. Es gelte, 
das Jagdgesetz an ökologi-
sche und ethische Kriterien 
des 21. Jahrhunderts anzu-
passen.

Die Verbände berufen sich 
auf den Koalitionsvertrag 
der Landesregierung, der ein 
ökologisches Jagdgesetz sowie 
einen Paradigmenwechsel zur 
Nachhaltigkeit vorsieht. Zur 
Vorbereitung des Änderungs-
gesetzes fand ein mehrjähri-
ger Dialog mit Jagdverbänden, 
Jagdrechtsinhabern, Natur- 
und Umweltschutzverbänden 
sowie Tierschutzvereinen und 
Forstvertretern statt. 

Der mit den betroffenen 
Interessenvertretern besetzte 
Arbeitskreis „Jagd und Na-
turschutz“ hat die relevanten 
Themenkreise diskutiert und 
Expertenanhörungen durch-
geführt mit dem Ziel, einen 
breiten Konsens zu finden.

Weniger jagdbare 
Arten

Ein wesentlicher Kritik-
punkt für den Landesjagdver-
band ist die Kürzung im Ka-
talog der jagdbaren Arten. Er 
missachte die Hegeleistungen 
der JägerInnen für mehr Ar-
tenvielfalt und gebe dem Wild 
weniger statt mehr Schutz. 
Laut Gesetzentwurf sind die 
Kriterien für die verbleiben-
den Arten: Verwertbarkeit, 
Vermeidung von Wildschäden 
und Wildseuchen, Schutz ge-
fährdeter Arten vor Raubwild 
und Verhinderung der Aus-
breitung von Neozoen (Tiere, 
die nach nach dem Jahr 1492 
direkt oder indirekt durch den 
Menschen in andere Regionen 
gelangten, wie beispielsweise 
Wildkaninchen von der iberi-
schen Halbinsel oder Jagdfa-
sane aus  Mittelasien). Danach 
sollen 25 von bisher 30 Arten 

jagdbar bleiben. 
Die Liste der gestrichenen 

Arten enthält aber viele, die 
schon lange in NRW ausge-
storben sind oder aber seit 
Jahrzehnten keine Jagdzeit 
mehr haben. Sollte es den-
noch zukünftig aus natur-
schutzfachlichen Gründen als 
geboten angesehen werden, in 
Bestände von Neozoen einzu-
greifen, bietet das Bundesna-
turschutzgesetz ausreichende 
Ausnahmeregelungen. Für die 
JägerInnen heißt das, es kön-
nen auch in Zukunft 98,5 Pro-
zent aller im letzten erfassten 
Jagdjahr in NRW getätigten 
1,2 Millionen Abschüsse er-
folgen.

Verbot der Baujagd
Die Baujagd auf Füchse und 

Dachse soll verboten werden. 
Dieses Verbot belaste die 
ohnehin gefährdeten Arten 
weiter, gerade in den Nieder-
wildgebieten wie dem Müns-
terland und dem Niederrhein, 
so die JägerInnen. 

Bei der Baujagd wird ein 
Hund zum Beispiel in einen 
Fuchsbau geschickt, um den 
Fuchs aus dem Bau zu treiben. 
Dabei kann es zu Beißereien 
zwischen Hund und Fuchs 
kommen. Auch muss der 
Hund unter Umständen aus-
gegraben werden, wodurch 
der Rückzugsraum des Fuch-
ses zerstört wird. 

Mit dem geplanten Verbot 
der Baujagd wäre auch die 
Ausbildung des Jagdhundes in 
einer sogenannten Schliefen-
anlage nicht mehr notwendig. 
Eine Schliefenanlage ist ein 

künstlich angelegter Fuchs-
bau mit mehreren Gängen, 
in die ein in einer Lebendfal-
le gefangener Fuchs und der 
Jagdhund hinterher geschickt 
wird. 

Der Jäger bestimmt dabei 
mithilfe von Schiebern und 
Gittern, wann und ob der 
Hund den Fuchs erreichen 
soll. In Zukunft dürfte mit 
dem Hund nur an einer Duft-
spur eines lebenden Fuchses 
gearbeitet werden.

Auch die Fangjagd mit Le-
bendfallen soll eingeschränkt 
werden und Totschlagfallen 
sollen verboten werden. Auch 
das belaste das Niederwild, 
so die Jägerschaft. Dagegen 

begrüßt der BUND diese 
geplanten Maßnahmen im 
ökologischen Jagdgesetz und 
sieht dadurch keine Bestands-
gefährdung seltener Arten. 
Ursachen seien immer die 
Verschlechterung der Lebens-
raumqualität (u.a. Mangel 
an Nahrungsverfügbarkeit, 
artspezifischer notwendiger 
Requisiten) bzw. die Fragmen-
tierung und Verkleinerung 
der Lebensräume. Auch hier 
biete das Bundesnaturschutz-
gesetz längst ausreichende 
Ausnahmeregelungen, sollte 
es lokal aus naturschutzfach-
lichen Gründen als notwendig 
angesehen werden. 

Verbot des Haustier-
abschusses

Nach dem Gesetzesentwurf 
dürfen Katzen gar nicht mehr 
und Hunde nur unter ganz 
strengen Auflagen abgeschos-
sen werden. 

Nach Ansicht der Jäger-
schaft fressen Katzen zu vie-
le Vögel und Bodenbrüter. 
Erstere unterliegen dem Ar-
tenschutz und zählen weni-
ger zu den jagdbaren Arten. 
Naturschützer halten dage-
gen die Verluste naturnaher 
Lebensräume als wesentlich 
problematischer für die Vo-
gelpopulation. Durch inten-
sive Landwirtschaft würden 
wichtige Biotope verloren ge-
hen, etwa Ackerrandstreifen 
und Brachflächen. 

Zu diesem Ergebnis kommt 
auch die Deutsche ornitholo-
gische Gesellschaft auf ihrer 
Liste der Gründe für den dra-
matischen Rückgang von Feld-
vögeln. Nur unter Punkt neun 
von zehn werden nachtaktive 
Raubsäuger als Bedrohung 
für Bodenbrüter genannt, zu 
ihnen zählen auch Katzen.

Weitere geplante Än-
derungen

Mit Ausnahme von Schrot-
kugeln soll auch Bleimunition 
verboten werden, weil durch 
den Bleieintrag in die Umwelt 
eine Belastung entsteht, eben-
so wie für das Wildbret eines 
erlegten Tieres. Für Blei gibt 
es keine zulässige Untergren-
ze.

Auch §30 des Jagdgesetztes 
- „Ausbildung am lebenden 

Tier“ - soll geändert werden. 
So soll die Möglichkeit, den 
Jagdhund an einer flugunfä-
hig gemachten Ente auszu-
bilden, verboten werden. Zu-
künftig dürften nur flugfähige 
Stockenten eingesetzt werden. 

Auch sollen Jagdzeiten ein-
zelner Tierarten geändert 
werden. Sie sollen den wild-
biologischen Erkenntnissen 
und den Erfordernissen der 
Land- und Forstwirtschaft 
angepasst werden. Die Brut-, 
Setz- und Aufzuchtzeit sollen 
die Grundlage für die Festset-
zung von Jagd- und Schonzeit 
bilden. 

Die  geplante Wiederein-
führung der in der Kompe-
tenz der Kreise liegenden 
Jagdsteuer halten die Grünen 
in Telgte für nicht angemes-
sen, weil JägerInnen bereits 
eine Pacht für die Jagdrevie-
re an die jeweiligen Grund-
stückseigentümer zahlen und 
häufig wegen Wildmangel auf 
Treibjagden verzichten. 

Zudem sind sie es, die vor-
wiegend nachts auf der Straße 
überfahrenes Wild erlösen 
und beseitigen.

Das sind im Wesentlichen 
die strittigen Änderungen 
im Entwurf des ökologischen 
Jagdgesetzes. Es finden wei-
tere Anhörungen dazu statt, 
und die massiven Proteste der 
JägerInnen, die darin einen 
Eingriff ins Eigentum und 
zum Teil sogar eine Verfas-
sungswidrigkeit sehen, wer-
den vermutlich ihre Wirkung 
tun. 

Der NABU bekennt sich in 
seinem Positionspapier aus-
drücklich zu einer naturver-
träglichen Jagd als eine Form 
der Landnutzung, wenn sie 
den Kriterien der Nachhaltig-
keit und ethischen Prinzipien 
entspricht.

Aus Sicht der Grünen er-
scheinen die anhaltenden 
Proteste der Jäger unverhält-
nismäßig. Es bleibt zu hoffen, 
dass im Ergebnis von einer 
„Jagdreform“ gesprochen wer-
den kann. In anderen Bundes-
ländern ist man bereits einen 
ähnlichen Weg gegangen, und 
ein ökologisches Jagdgesetz 
sollte am Ende auch seinen 
Namen verdienen.

v.k.

Jägerschaft nicht reformfähig ?
Kontrovers diskutiert – Die Novellierung des Landesjagdgesetzes

Bild: Heinrich Hoffmann, Die Geschichte vom wilden Jäger
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Trainings und Coaching 
klare Kommunikation 
überzeugende Ausstrahlung 
authentisches Auftreten

Die equi valent - Pferdeschule©

Reiten 
Körperschulung 
Pferdekommunikation 

Daniela Kaminski
Coach (Ri DGfC), 
Unternehmensberaterin

Am Jägerhaus 6
48291 Telgte
Fon: 02504 /  985 995

www.equi-valent.de

Wie aus Bildern Bäume werden
GewinnerInnen „Ein Baum - Dein Gewinn“ freuen sich

„Köstliche von Charneux“, 
„James Grieve“, „Williams 
Christ“ … bekamen ein neu-
es zu Hause! 

An einem der ersten sonni-
gen Samstage im März über-
gaben wir endlich unseren 
geduldigen PreisträgerInnen 
des Kreativwettbewerbs ihre 
Wunschbäumchen. Und wie 
es sich gehört, mit Stützpfahl 
und Kokosseil zum Befesti-
gen, fanden die meisten jun-
gen Halbstämmchen noch 
am gleichen Tag ihren neuen 
Platz in den Gärten der Ge-
winnerInnen. 

Wir gratulieren noch ein-
mal ganz herzlich und hof-
fen, dass nun alle Obstbäum-

chen gut anwachsen und bald 
Früchte tragen. Die Pöggsken-

Redaktion freut sich immer 
über aktuelle Fotos der Neu-
ankömmlinge - die ersten Blü-
ten, Früchte, Herbstfärbung 
oder den einen oder anderen 
tierischen Baumgast!

Eine wichtige Anmerkung 
der Redaktion: Gesucht wird 
einer unserer Gewinner, dem 
leider unser Schreiben durch 
die Post nicht zugestellt wer-
den konnte. Michel Koppe 
- damals in Westbevern woh-
nend- kann sich gern bei uns 
melden…

Kinder der Hasengruppe des St.-Barbara-Kindergartens Telgte
Foto: t.s.

Baumübergabe (von links):
Regina Engbert, Tatjana Scharfe (Grüne), Christel Recke,  
Thomas van der Borg, Julia Scharfe (Grüne)

Foto: Thomas van der Borg

Lilly (Sporket) & „Willi“ - heiß ersehnt und frisch gepflanzt 
Foto: privat
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Dringend sanierungsbe-
dürftig ist die Toilettenanla-
ge in der Marienschule, und 
die Planungen der Stadtver-
waltung sehen eine entspre-
chende Maßnahme für 2016 
auch vor. 

Dass das nicht schon 2015 
geschehen soll, liegt nicht an 
fehlenden Geldmitteln, denn 
die Sanierung wird aus der 
Schulpauschale bezahlt, so 
dass die Finanzierung schon 
gesichert ist, sondern an der 
Aus- bzw. Überlastung des 
Fachbereichs 6, des Bauam-
tes. Die Fraktion der Grünen 

hat deshalb zwei Anträge ge-
stellt, die im Zusammenhang 
gesehen werden müssen, sie 
wollte die Maßnahme vor-
ziehen und den Fachbereich 
6 um eine halbe ArchitektIn-
nenstelle verstärken. 

Aber auch dann, so die 
Ausführungen der Verwal-
tung, wäre eine Durchfüh-
rung in diesem Jahr nicht 
möglich, weil eine zusätzliche 
Arbeitskraft frühestens Mitte 
des Jahres eingestellt werden 
und entsprechend keine Sa-
nierung planen könne, die 
ihres Umfangs wegen nur in 

den Sommerferien ausgeführt 
werden kann. 

Dem Antrag, das Geld für 
die Maßnahme trotzdem 
bereits in diesem Jahr einzu-
stellen, so dass am Jahresende 
eine Rückstellung und damit 
die Maßnahme ganz sicher in 
2016 erfolgen kann, wollten 
die anderen Fraktionen aller-
dings nicht zustimmen. Das 
wäre schadlos und ohne Aus-
wirkungen auf das Haushalts-
ergebnis gewesen, die Gründe 
für die Ablehnung sind uns 
nicht bekannt. Schade!

g.k.

Vor 2016 gehts nicht
Sanierung in der Marienschule hätte kostenneutral 
gesichert werden können

In einem Leserbrief in den 
Westfälischen Nachrichten 
vom 11. Februar greift die 
Vorsitzende des Westbever-
ner Krink den Bürgermeis-
ter, der Planungen bezüglich 
des Grundschulgebäudes in 
Vadrup wegen, scharf an. 

Der Vorwurf in der Sache 
ist an die falsche Adresse ge-
richtet und mit wenigen Wor-
ten zu entkräften: Der für die 
Bereitstellung von Betreu-
ungsplätzen zuständige Kreis 
Warendorf ist bei seinen Pro-
gnosen zwar zu nicht zutref-
fenden Zahlen gekommen, 
dabei aber ausdrücklich in 
Schutz zu nehmen. Der hö-

here Bedarf an Betreuungs-
plätzen ist mittelfristig auf 
die natürlich nicht prognosti-
zierbare und erfreulich hohe 
Zahl an Geburten zurückzu-
führen, vor allem aber auf das 
Maß der Inanspruchnahme 
des gesetzlichen Rechtes auf 
Betreuung. 

Die Anmeldungen in West-
bevern gehen über die bun-
desweit zugrunde gelegten 
35 Prozent, wie auch über 
die vorsorgliche Abdeckung 
des Kreises von 60 Prozent, 
weit hinaus. Die Stadt un-
terstützt, im Rahmen ihrer 
Aufgaben, den Kreis bei der 
Erfüllung seiner Pflichten, 
und das im Interesse ihrer 
Bürgerinnen und Bürger. In 
diesem Fall derjenigen aus 
Westbevern. Dass dabei, der 
Situation entsprechend, sehr 
schnell gehandelt wurde, ist 
positiv zu bewerten und hat 
mit Intransparenz nichts zu 
tun. Die Berührung von Pla-
nungen der Dorfwerkstatt ist 
unvermeidlich und schränkt 
diese ein. Sie macht sie aber 
nicht überflüssig und führt 
sie auch nicht ad Absurdum. 
Und, wie gesagt: Im Interesse 
der Eltern und der Kinder in 
Westbevern.

Dabei bleibt es aber nicht. 
Die Vorsitzende kommt von 
Kita-Plätzen auf eine Schlie-
ßung der OGS in Westbe-
vern, auf die Verwendung von 

Westbeveraner Kindern als 
„Auffüllmaterial“ für Grund-
schulklassen in Telgte und 
am Ende auf die Auflösung 
des Grundschulstandortes 
Westbevern. “Ein Szenario, 
was der Rat eigentlich abge-
lehnt hat,“ (Wann denn? Über 
eine Schließung des Standor-
tes Westbevern wurde nie 
auch nur geredet!) „aber die 
Verwaltung offenbar aktiv 
und sehr strategisch weiter 
verfolgt.“

Diese Gedankenkette ist 
frei erfunden und sicher dazu 
geeignet, die Zusammenarbeit 
zwischen Krink und Verwal-
tung erheblich zu belasten. 

Die größte Gefahr besteht 
aber darin, dass sie geglaubt 
wird und dass die Westbeve-
ranerinnen und Westbevera-
ner von falschen Vorausset-
zungen ausgehen. Im Grunde 
werden die Menschen auf 
diesem Weg hinter das Licht 
geführt, und es bedarf eines 
guten Willens, durch beharr-
liche und positive Kommu-
nikation einen Schaden zu 
vermeiden. Zum Glück ist 
dieser Wille uneingeschränkt 
vorhanden, weil das hohe En-
gagement, besonders in der 
Dorfwerkstatt geschätzt wird 
und nicht gefährdet werden 
darf. 

g.k.

Bei den Tatsachen bleiben!
Zusammenarbeit zwischen Krink und Politik darf nicht 
zum Spielball werden

Da beschließt der Rat na-
hezu einstimmig die Zahl 
der verkaufsoffenen Sonn-
tage wie in den letzten Jah-
ren auf vier festzusetzen 
und kaum jemand wider-
spricht. 

Rechtlich sind diese vier 
Sonntage die maximale An-
zahl, die die Stadt zur Verfü-
gung stellen darf. Zu diesen 
Abstimmungen ist ein Vo-
tum von verschiedenen Ver-
bänden und Institutionen 
einzuholen. In diesem Jahr 
hat erstmals die Gewerk-
schaft ver.di dem Ansinnen 
der Stadt widersprochen, 
die vollen vier Sonntage zur 
Verfügung zu stellen. 

Die katholische und 
evangelische Kirche scheint 
sich hieran nicht zu stören. 
Merkwürdig eigentlich, 
denn schon in der Bibel 
steht über den Sabbat „Da 
sollst du keine Arbeit tun, 
auch nicht dein Sohn, deine 
Tochter, dein Knecht, deine 
Magd, dein Rind, dein Esel, 
all dein Vieh, auch nicht 
dein Fremdling, der in dei-
ner Stadt lebt, auf dass dein 
Knecht und deine Magd ru-
hen gleichwie du.“ (5. Mose 
5,12-15). 

Der Einzelhandel freut 
sich verständlicherweise 
über jeden Sonntag mehr. 
Denn schließlich ist bei 
schönem Wetter die Innen-
stadt voll, die Menschen ha-

ben Zeit und können shop-
pen. 

Ein Rat voller Politike-
rInnen, deren größte Frak-
tion das christlich sogar im 
Namen trägt, muss jedoch 
die unterschiedlichen Inte-
ressen gegeneinander abwä-
gen. Die Interessen der Ar-
beitnehmerInnen gegen das 
Interesse der Einzelhändle-
rInnen. Argumente wie die 
Öffnungszeit des Internets 
sind natürlich populistisch 
und sich für Arbeitneh-
merInnen einzusetzen ist 
natürlich wirtschaftsfeind-
lich. 

Doch werden wir unserer 
Abwägungsaufgabe gerecht, 
wenn wir ohne Diskussion 
in vorauseilendem Gehor-
sam das maximal gesetzlich 
mögliche freigeben? Meine 
Überzeugung ist das nicht! 

Klar, ein Sturm im Was-
serglas kann jetzt geant-
wortet werden, denn es 
geht immerhin „nur“ um 
vier Sonntage. Aber warum 
muss während des Ernte-
dankfestes, nur drei Wo-
chen nach dem verkaufsof-
fenen Sonntag zu Kirmes, 
schon wieder verkaufsoffen 
sein? Ich brauch das nicht. 
Ich kann schließlich auch 
an den anderen sechs Wo-
chentagen einkaufen gehen. 
Denn ohne Sonntage gäbe 
es nur noch Werktage! 

m.h.

Abweichler*in

Ohne Sonntage nur noch Werktage?
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Die Firma Bomix möchte 
am Gildeweg, hinter dem 
Bahnhof, das Lager für Ge-
fahrstoffe erweitern. Zu den 
vorhandenen ober- und un-
terirdischen Lagern bean-
tragt die Firma ein weiteres 
oberirdisches Lager für bis 
zu 100 Tonnen „entzündba-
re oder leicht entzündbare 
Lösemittel/Gefahrstoffe“ 
(Zitat: Sitzungsvorlage Pla-
nungsausschuss vom 29. Ja-
nuar 2015). 100 Tonnen erge-
ben ca. 125.000 Liter gleich 6 
LKW voll Lösungsmittel, die 
zusätzlich am Gildeweg gela-
gert werden sollen. 
Die Diskussion zu der Frage, 
ob die Firma Bomix am Gil-

deweg ihr Lager und ihre Pro-
duktionsstätte erweitern darf, 
lief in der Planungsausschuss-
sitzung am 29. Januar 2015 
völlig in die falsche Richtung. 
Es wurde nicht diskutiert, ob 
der Umgang im Rahmen der 
Produktion mit Gefahrgut 
und die Lagerung von bis zu 
100 Tonnen „entzündbare 
oder leicht entzündbare Lö-
semittel/Gefahrstoffe“ mög-
licherweise eine Gefährdung 
der Wohnbevölkerung im Ge-
werbegebiet und im Bereich 
des Bahnhofes darstellt. Denn 
auch im Gewerbegebiet gibt es 
Wohnungen. 
Stattdessen sprach die CDU 
und FDP von wirtschafts-

feindlichen Beschlussvor-
lagen. Volker Hövelmann 
(CDU) verglich die von den 
Lösungsmitteln ausgehende 
Gefahr mit der von Wasch-
mitteln und holte zum Rund-
umschlag aus bezüglich der 
Wirtschaftsentwicklung in 
der Stadt Telgte. 
Leider konnte die Verwaltung 
aber auch keine abschließende 
Auskunft geben, so dass ein 
Beschluss vertagt wurde.
Wir Grüne meinen, dass das 
Gefährdungspotenzial von 
diesem Lager ernstgenommen 
werden muss. Hier hat die Fir-
ma die Pflicht, nachzuweisen, 
dass keine Gefährdung für die 
Anrainer besteht. Die Bauver-

waltung des Kreises und die 
Stadtverwaltung haben hier 
die Pflicht, aufzuklären und 
die entsprechenden Vorschrif-
ten anzuwenden. 
Wir wollen wissen, welche 
Stoffe gelagert werden und 
welches Gefahrenpotenzial 
von diesen Stoffen ausgeht. 
Dafür gibt es entsprechende 
gesetzlich vorgeschriebene 
Datenblätter. 
Wir möchten auch sicherge-
stellt wissen, dass bei den en-
gen räumlichen Verhältnissen 
auf dem Firmengelände keine 
Unfälle durch rangierende 
LKWs passieren können. 
Das alles hat nichts mit Wirt-
schaftfreundlichkeit oder 

-feindlichkeit, sondern mit 
der Fürsorgepflicht für die 
Anwohner zu tun. 
Im Übrigen hat die Firma 
Bomix 2012 die Leitlinien 
für responsible care der Ver-
einigung der Chemischen 
Industrie unterzeichnet: „Si-
cherheit für Mensch und Um-
welt sind von fundamentaler 
Bedeutung“. Daran muss sich 
die Firma messen lassen. Die 
Grünen werden die beantrag-
te Lagererweiterung an dem 
sensiblen Standort weiter kri-
tisch begleiten.

u.w.

Erweiterung des Gefahrgutlagers hinter dem Bahnhof?

Telgter Teiler
Zuschuss genehmigt

Der Telgter Teiler ist ein 
Zusammenschluss der Telg-
ter Kirchengemeinden, der 
mit Unterstützung der Stadt 
Telgte praktische Hilfe für 
in Not geratene Menschen 
in Telgte leisten will. Nach 
neun Monaten organisato-
rischem Vorlaufs wurde am 
20. Oktober 2010 die erste 
Ausgabe des Telgter Teilers 
durchgeführt. 

Der Telgter Teiler finanziert 
sich ausschlißlich über Spen-
den. Wöchentlich holen ca. 
hundert Bedarfsgemeinschaf-
ten, was etwa 295 Kinder, 
Frauen und Männer bedeu-
ten, Lebensmittel. 

Die Kilometerleistung der 
Abholer im Jahr 2014 betrug 

7.000 km. Die Abholmenge 
im Jahr 2014 betrug 29.000 
Kilogramm. Die Menschen, 
die hier mitarbeiten, tun das 
ehrenamtlich.

Die Mehrzahl der Personen, 
die die Einrichtung aufsucht 
befindet sich in einem Alter 
zwischen 30 und 60 Jahren. Es 
profitieren auch viele Kinder 
vom Telgter Teiler. Zukunfts-
prognosen zeigen die Not-
wendigkeit des Fortbestands 
des Teilers, da die Personen-
zahl der Bedürftigen wachsen 
wird. 

Der Telgter Teiler sieht sich 
selbst nicht als „Beruhigungs-
pflaster„ für untätige Politik 
auf Bundes- und Landes-
ebene, sondern als ständige 

Aufforderung und Mahnung 
an die politisch Verantwort-
lichen und Zuständigen, end-
lich Strukturen zu schaffen, 
die Armut nachhaltig vermei-
den. 

Der Telgter Teiler beantrag-
te einen Zuschuss der Stadt 
Telgte für das Haushaltsjahr 
2015, um seine laufenden Be-
triebskosten zu decken, da ein 
struckturelles monatliches 
Defizit von 350-400 Euro exis-
tiert. Dieser Zuschuss wurde  
mit den Stimmen der Grünen 
Fraktion bewilligt.

                v.g.

Wer fegt, muss zahlen
Alternative Konzepte zur Laubentsorgung unerwünscht

Ibbenbüren, Köln und Hops-
ten – drei Städte, in denen 
Anlagen zur energetischen 
Nutzung von Grünabfällen 
betrieben werden. Der Clou: 
Die Bürgerinnen und Bür-
ger können ihre Grünabfäl-
le kostenlos abgeben, sofern 
diese nicht, ebenfalls kosten-
los, abgeholt werden. 

Auf solche Lösungen ziel-
te ein Antrag der Grünen im 
Umweltausschuss (Ausschuss 
für Planen, Bauen, Umland 
und Umwelt), der den Klima-

manager der Stadt beauftra-
gen wollte, Informationen zu 
laufenden Anlagen zu sam-
meln und in Zusammenarbeit 
mit dem Wirtschaftsförderer 
nach privatwirtschaftlichen 
Betrieben zu suchen, die ent-
sprechende Projekte auch in 
Telgte auf den Weg bringen 
können. 

Mit der kostenlosen Entsor-
gung, den Möglichkeiten für 
die Privatwirtschaft und der 
energetischen, also CO2-spa-
renden Nutzung, quasi eine 

win-win-win Situation. Leider 
wurde der Antrag von CDU 
und FDP abgelehnt, denn, 
nach deren Ansicht, läge die 
Grünabfallverwertung bei der 
AWG (Abfallwirtschaftsge-
sellschaft des Kreises) in gu-
ten Händen. 

Also werden auch in Zu-
kunft die „guten Hände“ wei-
ter aufgehalten, wenn die wer-
te Leserin, der werte Leser, 
das zusammengefegte Laub 
am Recyclinghof abgibt.

g.k.

Fotos: v.g.
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Verstärkung für Emsschwimmer Paul
Am 26. April ist es soweit: 
die Alltagsmenschen kom-
men wieder nach Telgte. Für 
drei Monate werden die be-
liebten Beton-Figuren in der 
Stadt zu sehen sein. Worauf 
wir uns freuen können, ver-
rät uns Simone Thieringer 
vom Kulturmanagement der 
Stadt Telgte.

2009 gab es bereits eine 
größere Ausstellung der All-
tagsmenschen von Christel 
Lechner. Wie viele Expona-

te kommen denn 2015 nach 
Telgte?

In Telgte werden 50 Figu-
ren aufgestellt. Dabei sind 
drei größere Inszenierungen 
mit mehreren Figuren die 
Highlights. Daneben werden 
auch viele Einzelskulpturen 
zu sehen sein, die im Dialog 
miteinander stehen.

Wird Frau Lechner nach 
Telgte kommen, um die All-
tagsmenschen aufzubauen? 
Welchen Einfluss haben die 

örtlichen Gegebenheiten auf 
die Zusammenstellung der 
Alltagsmenschen?

Frau Lechner war einige 
Male zur Auswahl der Stand-
orte in unserer Stadt. Sie mag 
Telgte gerne – sonst hätte sie 
der erneuten Ausstellung si-
cher nicht zugestimmt. Sie ist 
begeistert von der Geschlos-
senheit der Innenstadt und 
den schönen Ecken, Plätzen 
und Winkeln.  Für 2015 wur-
de der westliche Teil der Alt-

stadt bis hin zum Bahnhof als 
Ausstellungsraum gewählt. 
Hier ergeben sich neue Pers-
pektiven und Möglichkeiten. 
Die persönliche Auswahl der 
Standorte ist ihr sehr wichtig 
und Teil des Konzeptes. Beim 
Aufbau wird sie selbstver-
ständlich dabei sein und letz-
te Anweisungen geben.

Wie entstehen die Ideen zu 
Frau Lechners Figuren?

Schon der Titel Alltags-
menschen beschreibt das, 
was Christel Lechner gestal-
tet und beobachtet. Die Aus-
einandersetzung mit dem all-
täglichen, mit dem was uns 
umgibt, ist ihre Idee. Sie be-
obachtet akribisch, um auch 
Details in ihre Arbeitern ein-
fließen zu lassen.

b.sp.

Wech isse! 


